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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1222/2001 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2001

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 21. Juni 2001 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 77,7
999 77,7

0707 00 05 052 79,1
999 79,1

0709 90 70 052 79,8
204 50,7
624 86,4
999 72,3

0805 30 10 388 68,2
528 67,0
999 67,6

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 91,1
400 102,5
404 117,5
508 92,1
512 88,1
524 65,5
528 77,9
720 108,3
800 216,0
804 96,8
999 105,6

0809 10 00 052 210,9
999 210,9

0809 20 95 052 327,4
064 215,1
066 177,1
400 272,6
616 287,5
999 255,9

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000,
S. 14). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1223/2001 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 713/2001 über den Ankauf von Rindfleisch im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 690/2001

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 vom 17. Mai
1999 über die gemensame Marktorganisation für Rind-
fleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 690/2001 Verordnung
der Kommission vom 3. April 2001 über besondere Markstüt-
zungsmaßnahmen im Rindfleischsektor (2), insbesondere auf
Artikel 2 Absatzt 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 690/
2001 der Kommission ist u. a. vorgesehen, dass
Ausschreibungen für den Ankauf von Rindfleisch
entsprechend dem durchschnittlichen Marktpreis für die
Bezugsklasse in den letzten zwei Wochen vor der
Ausschreibung, in denen Preisnotierungen stattgefunden
haben, eröffnet oder ausgesetzt werden.

(2) Gemäß Artikel 12 Absatz 2 der genannten Verordnung
wird die Ausschreibungsregelung in einigen Mitglied-
staaten bis zum 30. Juni 2001 auf freiwilliger Basis

angewendet, während die Anwendung in anderen
Mitgliedstaaten obligatorisch ist.

(3) In Anwendung der oben genannten Artikel 2 und 12
werden in einer Reihe von Mitgliedstaaten Ausschrei-
bungen für Ankäufe eröffnet. Die Verordnung (EG) Nr.
713/2001 der Kommission (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1009/2001 (4), über den
Ankauf von Rindfleisch im Rahmen der Verordnung
(EG) Nr. 690/2001 sollte entsprechend geändert werden.

(4) Da diese Verordnung unverzüglich angewendet werden
sollte, ist für ihr Inkrafttreten der Tag ihrer Veröffentli-
chung vorzusehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 713/2001 wird durch
den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21. (3) ABl. L 100 vom 11.4.2001, S. 3.
(2) ABl. L 95 vom 5.4.2001, S. 8. (4) ABl. L 140 vom 24.5.2001, S. 29.
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BĲLAGE — ANEXO —
LIITE — BILAGA

Estado miembro

Medlemsstat

Mitgliedstaat

Κράτος µέλος

Member State

État membre

Stati membri

Lidstaat

Estado-Membro

Jäsenvaltiot

Medlemsstat

Deutschland

France

Nederland

Ireland



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften22.6.2001 L 167/5

VERORDNUNG (EG) Nr. 1224/2001 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2001

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Wein

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 883/2001 der Kommis-
sion vom 24. April 2001, mit Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates hinsichtlich der
Handelsregelung für Erzeugnisse des Weinsektors mit Dritt-
ländern (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 63 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die
gemeinsame Marktorganisation für Wein (2) ist die Ertei-
lung von Lizenzen für die Ausfuhr von Erzeugnissen des
Weinsektors auf die Mengen und Ausgaben beschränkt,
die in dem im Rahmen der multilateralen Handelsver-
handlungen der Uruguay-Runde geschlossenen Überein-
kommen über die Landwirtschaft festgelegt sind.

(2) Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 883/2001 bestimmt
die Bedingungen, unter denen die Kommission Sonder-
maßnahmen treffen kann, um eine Überschreitung der
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Mengen oder
Ausgaben zu verhindern.

(3) Gemäß den der Kommission am 20. Juni 2001 vorlie-
genden Angaben besteht die Gefahr, dass für die Zone 2)
Asien gemäß Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EG)

Nr. 883/2001 die für den am 30. Juni 2001 endenden
Zeitraum verfügbaren Mengen überschritten werden,
wenn die beantragten Ausfuhrlizenzen mit Vorausfest-
setzung der Erstattung uneingeschränkt erteilt werden.
Auf die vom 13. bis 19. Juni 2001 gestellten Anträge ist
deshalb ein einheitlicher Prozentsatz anzuwenden sowie
die Erteilung beantragter Lizenzen und die Antragstel-
lung bis 30. Juni 2001 auszusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung im
Weinsektor, die vom 13. bis 19. Juni 2001 gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 883/2001 beantragt wurden, werden in Höhe
von 76,13 % der beantragten Mengen für die Zone 2) Asien
erteilt.

(2) Bis 30. Juni 2001 wird die Erteilung der ab 22. Juni
2001 beantragten Lizenzen und ab 20. Juni 2001 die Beantra-
gung von Lizenzen für die Ausfuhr von Erzeugnissen des
Weinsektors gemäß Absatz 1 für die Zone 2) Asien ausgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 128 vom 10.5.2001, S. 1.
(2) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1225/2001 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2001

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 943/2001 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Weichweizen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 602/2001 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern, mit Ausnahme
Polens, wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 943/2001
der Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Weichweizen gemäß der Verordnung (EG) Nr.
943/2001 vom 15. bis zum 21. Juni 2001 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 89 vom 29.3.2001, S. 16.
(5) ABl. L 133 vom 16.5.2001, S. 3.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1226/2001 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2001

zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 mit Durchführungsbestimmungen zur
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der im Sektor Getreide geltenden Zölle (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2235/2000 (4), insbe-
sondere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die im Sektor Getreide geltenden Zölle sind festgesetzt
in der Verordnung (EG) Nr. 1189/2001 der Kommis-
sion (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1197/
2001 (6).

(2) Weicht der berechnete Durchschnitt der Zölle während
ihres Anwendungszeitraums um 5 EUR/t oder mehr
vom festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemäß Artikel
2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 entspre-
chend angepasst. Da dies der Fall ist, sind die mit der
Verordnung (EG) Nr. 1189/2001 festgesetzten Zölle
anzupassen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der Verordnung (EG) Nr. 1189/2001
werden durch die Anhänge I und II zur vorliegenden Verord-
nung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 161 vom 29.6.1996, S. 125.
(4) ABl. L 256 vom 10.10.2000, S. 13.
(5) ABl. L 161 vom 16.6.2001, S. 35.
(6) ABl. L 162 vom 19.6.2001, S. 16.
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung

Bei der Einfuhr
auf dem Land-,

Fluss- oder Seeweg aus
Häfen des Mittelmeerraums, des
Schwarzen Meeres oder der Ostsee

zu erhebender Zoll (EUR/t)

Bei der Einfuhr
auf dem Luftweg oder aus
anderen Häfen auf dem
Seeweg zu erhebender (2)

Zoll (EUR/t)

1001 10 00 Hartweizen hoher Qualität 0,00 0,00

mittlerer Qualität (1) 0,00 0,00

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 0,00 0,00

1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur Aussaat (3) 0,00 0,00

mittlerer Qualität 23,20 13,20

niederer Qualität 59,03 49,03

1002 00 00 Roggen 52,05 42,05

1003 00 10 Gerste, zur Aussaat 52,05 42,05

1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (3) 52,05 42,05

1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 75,36 65,36

1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (3) 75,36 65,36

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als Hybrid-Körner-
Sorghum 52,05 42,05

(1) Auf Hartweizen, der den Mindestmerkmalen für Hartweizen mittlerer Qualität gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 nicht genügt, wird der für Weichweizen
niederer Qualität geltende Zoll erhoben.

(2) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96), kann der
Zoll ermäßigt werden um
— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden, Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel entladen

wird.
(3) Der Zoll kann pauschal um 24 oder 8 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt sind.
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

(Zeitraum vom 15. Juni 2001 bis 20. Juni 2001)

1. Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierung Minneapolis Kansas City Chicago Chicago Minneapolis Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12 % Feuchtigkeit) HRS2. 14 % HRW2. 11,5 % SRW2 YC3 HAD2 mittlere
Qualität (*)

US barley 2

Notierung (EUR/t) 136,20 130,76 108,49 86,59 201,95 (**) 191,95 (**) 109,39 (**)

Golf-Prämie (EUR/t) — 18,45 4,88 10,46 — — —

Prämie/Große Seen (EUR/t) 28,17 — — — — — —

(*) Negative Prämie („discount“) in Höhe von 10 EUR/t (Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(**) fob Duluth.

2. Fracht/Kosten: Golf von Mexiko-Rotterdam: 19,34 EUR/t. Große Seen-Rotterdam: 30,60 EUR/t.

3. Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 EUR/t (HRW2)
0,00 EUR/t (SRW2).
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RICHTLINIE 2001/29/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 22. Mai 2001

zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in
der Informationsgesellschaft

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2, Artikel 55
und Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Vertrag sieht die Schaffung eines Binnenmarkts und
die Einführung einer Regelung vor, die den Wettbewerb
innerhalb des Binnenmarkts vor Verzerrungen schützt.
Die Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über das Urheberrecht und die verwandten
Schutzrechte trägt zur Erreichung dieser Ziele bei.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Korfu am
24. und 25. Juni 1994 die Notwendigkeit der Schaffung
eines allgemeinen und flexiblen Ordnungsrahmens auf
Gemeinschaftsebene für die Förderung der Entwicklung
der Informationsgesellschaft in Europa hervorgehoben.
Hierzu ist unter anderem ein Binnenmarkt für neue
Produkte und Dienstleistungen erforderlich. Wichtige
gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen, mit denen ein
derartiger Ordnungsrahmen sichergestellt werden sollte,
wurden bereits eingeführt, in anderen Fällen steht ihre
Annahme bevor. In diesem Zusammenhang spielen das
Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte eine
bedeutende Rolle, da sie die Entwicklung und den
Vertrieb neuer Produkte und Dienstleistungen und die
Schaffung und Verwertung ihres schöpferischen Inhalts
schützen und fördern.

(3) Die vorgeschlagene Harmonisierung trägt zur Verwirkli-
chung der vier Freiheiten des Binnenmarkts bei und steht
im Zusammenhang mit der Beachtung der tragenden
Grundsätze des Rechts, insbesondere des Eigentums
einschließlich des geistigen Eigentums, der freien
Meinungsäußerung und des Gemeinwohls.

(4) Ein harmonisierter Rechtsrahmen zum Schutz des Urhe-
berrechts und der verwandten Schutzrechte wird durch
erhöhte Rechtssicherheit und durch die Wahrung eines
hohen Schutzniveaus im Bereich des geistigen Eigentums
substantielle Investitionen in Kreativität und Innovation
einschließlich der Netzinfrastruktur fördern und somit
zu Wachstum und erhöhter Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Industrie beitragen, und zwar sowohl bei
den Inhalten und der Informationstechnologie als auch
allgemeiner in weiten Teilen der Industrie und des

Kultursektors. Auf diese Weise können Arbeitsplätze
erhalten und neue Arbeitsplätze geschaffen werden.

(5) Die technische Entwicklung hat die Möglichkeiten für
das geistige Schaffen, die Produktion und die Verwertung
vervielfacht und diversifiziert. Wenn auch kein Bedarf an
neuen Konzepten für den Schutz des geistigen Eigen-
tums besteht, so sollten die Bestimmungen im Bereich
des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte
doch angepasst und ergänzt werden, um den wirtschaft-
lichen Gegebenheiten, z. B. den neuen Formen der
Verwertung, in angemessener Weise Rechnung zu
tragen.

(6) Ohne Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene könnten
Gesetzgebungsinitiativen auf einzelstaatlicher Ebene, die
in einigen Mitgliedstaaten bereits in die Wege geleitet
worden sind, um den technischen Herausforderungen zu
begegnen, erhebliche Unterschiede im Rechtsschutz und
dadurch Beschränkungen des freien Verkehrs von
Dienstleistungen und Produkten mit urheberrechtlichem
Gehalt zur Folge haben, was zu einer Zersplitterung des
Binnenmarkts und zu rechtlicher Inkohärenz führen
würde. Derartige rechtliche Unterschiede und Unsicher-
heiten werden sich im Zuge der weiteren Entwicklung
der Informationsgesellschaft, in deren Gefolge die grenz-
überschreitende Verwertung des geistigen Eigentums
bereits stark zugenommen hat, noch stärker auswirken.
Diese Entwicklung wird und sollte fortschreiten. Erheb-
liche rechtliche Unterschiede und Unsicherheiten in
Bezug auf den Rechtsschutz können die Erzielung von
Größenvorteilen für neue Produkte und Dienstleistungen
mit urheber- und leistungsschutzrechtlichem Gehalt
beschränken.

(7) Der bestehende Gemeinschaftsrechtsrahmen zum Schutz
des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte ist
daher anzupassen und zu ergänzen, soweit dies für das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforder-
lich ist. Zu diesem Zweck sollten diejenigen einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften über das Urheberrecht und die
verwandten Schutzrechte, die sich von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat beträchtlich unterscheiden oder eine derar-
tige Rechtsunsicherheit bewirken, dass der Binnenmarkt
in seiner Funktionsfähigkeit beeinträchtigt und die Infor-
mationsgesellschaft in Europa in ihrer Entwicklung
behindert wird, angepasst und uneinheitliches Vorgehen
der Mitgliedstaaten gegenüber technischen Entwick-
lungen vermieden werden, während Unterschiede, die
das Funktionieren des Binnenmarkts nicht beeinträch-
tigen, nicht beseitigt oder verhindert zu werden brau-
chen.

(8) Angesichts der verschiedenen sozialen, gesellschaftlichen
und kulturellen Auswirkungen der Informationsgesell-
schaft ist die Besonderheit des Inhalts von Produkten
und Dienstleistungen zu berücksichtigen.

(1) ABl. C 108 vom 7.4.1998, S. 6, und
ABl. C 180 vom 25.6.1999, S. 6.

(2) ABl. C 407 vom 28.12.1998, S. 30.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 10. Februar 1999

(ABl. C 150 vom 28.5.1999, S. 171), Gemeinsamer Standpunkt des
Rates vom 28. September 2000 (ABl. C 344 vom 1.12.2000, S. 1)
und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 14. Februar 2001
(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Beschluss des Rates vom 9.
April 2001.
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(9) Jede Harmonisierung des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte muss von einem hohen
Schutzniveau ausgehen, da diese Rechte für das geistige
Schaffen wesentlich sind. Ihr Schutz trägt dazu bei, die
Erhaltung und Entwicklung kreativer Tätigkeit im Inte-
resse der Urheber, ausübenden Künstler, Hersteller,
Verbraucher, von Kultur und Wirtschaft sowie der
breiten Öffentlichkeit sicherzustellen. Das geistige
Eigentum ist daher als Bestandteil des Eigentums aner-
kannt worden.

(10) Wenn Urheber und ausübende Künstler weiter schöpfe-
risch und künstlerisch tätig sein sollen, müssen sie für
die Nutzung ihrer Werke eine angemessene Vergütung
erhalten, was ebenso für die Produzenten gilt, damit
diese die Werke finanzieren können. Um Produkte wie
Tonträger, Filme oder Multimediaprodukte herstellen
und Dienstleistungen, z. B. Dienste auf Abruf, anbieten
zu können, sind beträchtliche Investitionen erforderlich.
Nur wenn die Rechte des geistigen Eigentums ange-
messen geschützt werden, kann eine angemessene
Vergütung der Rechtsinhaber gewährleistet und ein
zufrieden stellender Ertrag dieser Investitionen sicherge-
stellt werden.

(11) Eine rigorose und wirksame Regelung zum Schutz der
Urheberrechte und verwandten Schutzrechte ist eines der
wichtigsten Instrumente, um die notwendigen Mittel für
das kulturelle Schaffen in Europa zu garantieren und die
Unabhängigkeit und Würde der Urheber und
ausübenden Künstler zu wahren.

(12) Ein angemessener Schutz von urheberrechtlich
geschützten Werken und sonstigen Schutzgegenständen
ist auch kulturell gesehen von großer Bedeutung. Nach
Artikel 151 des Vertrags hat die Gemeinschaft bei ihrer
Tätigkeit den kulturellen Aspekten Rechnung zu tragen.

(13) Gemeinsame Forschungsanstrengungen und die kohä-
rente Anwendung technischer Maßnahmen zum Schutz
von Werken und sonstigen Schutzgegenständen und zur
Sicherstellung der nötigen Informationen über die
Schutzrechte auf europäischer Ebene sind von grundle-
gender Bedeutung, weil das Endziel dieser Maßnahmen
die Umsetzung der in den Rechtsvorschriften enthal-
tenen Grundsätze und Garantien ist.

(14) Ziel dieser Richtlinie ist es auch, Lernen und kulturelle
Aktivitäten durch den Schutz von Werken und sonstigen
Schutzgegenständen zu fördern; hierbei müssen aller-
dings Ausnahmen oder Beschränkungen im öffentlichen
Interesse für den Bereich Ausbildung und Unterricht
vorgesehen werden.

(15) Die Diplomatische Konferenz, die unter der Schirmherr-
schaft der Weltorganisation für geistiges Eigentum
(WIPO) im Dezember 1996 stattfand, führte zur
Annahme von zwei neuen Verträgen, dem WIPO-Urhe-
berrechtsvertrag und dem WIPO-Vertrag über Darbie-
tungen und Tonträger, die den Schutz der Urheber bzw.
der ausübenden Künstler und Tonträgerhersteller zum
Gegenstand haben. In diesen Verträgen wird der interna-
tionale Schutz des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte, nicht zuletzt in Bezug auf die sog. „digitale
Agenda“, auf den neuesten Stand gebracht; gleichzeitig
werden die Möglichkeiten zur Bekämpfung der Piraterie
weltweit verbessert. Die Gemeinschaft und die meisten
Mitgliedstaaten haben die Verträge bereits unterzeichnet,
und inzwischen wurde mit den Vorbereitungen zu ihrer
Genehmigung bzw. Ratifizierung durch die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten begonnen. Die vorlie-

gende Richtlinie dient auch dazu, einigen dieser neuen
internationalen Verpflichtungen nachzukommen.

(16) Die Haftung für Handlungen im Netzwerk-Umfeld
betrifft nicht nur das Urheberrecht und die verwandten
Schutzrechte, sondern auch andere Bereiche wie
Verleumdung, irreführende Werbung, oder Verletzung
von Warenzeichen, und wird horizontal in der Richtlinie
2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte
der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt
(„Richtlinie über den elektronischen Geschäftsver-
kehr“) (1) geregelt, die verschiedene rechtliche Aspekte
der Dienste der Informationsgesellschaft, einschließlich
des elektronischen Geschäftsverkehrs, präzisiert und
harmonisiert. Die vorliegende Richtlinie sollte in einem
ähnlichen Zeitrahmen wie die Richtlinie über den elek-
tronischen Geschäftsverkehr umgesetzt werden, da jene
Richtlinie einen einheitlichen Rahmen für die Grund-
sätze und Vorschriften vorgibt, die auch für wichtige
Teilbereiche der vorliegenden Richtlinie gelten. Die
vorliegende Richtlinie berührt nicht die Bestimmungen
der genannten Richtlinie zu Fragen der Haftung.

(17) Insbesondere aufgrund der durch die Digitaltechnik
bedingten Erfordernisse muss sichergestellt werden, dass
die Verwertungsgesellschaften im Hinblick auf die Beach-
tung der Wettbewerbsregeln ihre Tätigkeit stärker ratio-
nalisieren und für mehr Transparenz sorgen.

(18) Diese Richtlinie berührt nicht die Regelungen der betrof-
fenen Mitgliedstaaten für die Verwaltung von Rechten,
beispielsweise der erweiterten kollektiven Lizenzen.

(19) Die Urheberpersönlichkeitsrechte sind im Einklang mit
den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und den
Bestimmungen der Berner Übereinkunft zum Schutz von
Werken der Literatur und der Kunst, des WIPO-Urheber-
rechtsvertrags und des WIPO-Vertrags über Darbie-
tungen und Tonträger auszuüben. Sie bleiben deshalb
außerhalb des Anwendungsbereichs dieser Richtlinie.

(20) Die vorliegende Richtlinie beruht auf den Grundsätzen
und Bestimmungen, die in den einschlägigen geltenden
Richtlinien bereits festgeschrieben sind, und zwar insbe-
sondere in den Richtlinien 91/250/EWG (2), 92/
100/EWG (3), 93/83/EWG (4), 93/98/EWG (5) und 96/9/
EG (6). Die betreffenden Grundsätze und Bestimmungen
werden fortentwickelt und in den Rahmen der Informa-
tionsgesellschaft eingeordnet. Die Bestimmungen dieser
Richtlinie sollten unbeschadet der genannten Richtlinien
gelten, sofern diese Richtlinie nichts anderes bestimmt.

(1) ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
(2) Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 über den

Rechtsschutz von Computerprogrammen (ABl. L 122 vom
17.5.1991, S. 42). Richtlinie geändert durch die Richtlinie 93/
98/EWG.

(3) Richtlinie 92/100/EWG des Rates vom 19. November 1992 über
das Vermietrecht und Verleihrecht sowie bestimmte dem Urheber-
recht verwandte Schutzrechte im Bereich des geistigen Eigentums
(ABl. L 346 vom 27.11.1992, S. 61). Richtlinie geändert durch die
Richtlinie 93/98/EWG.

(4) Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur
Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher
Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbrei-
tung (ABl. L 248 vom 6.10.1993, S. 15).

(5) Richtlinie 93/98/EWG des Rates vom 29. Oktober 1993 zur
Harmonisierung der Schutzdauer des Urheberrechts und bestimmter
verwandter Schutzrechte (ABl. L 290 vom 24.11.1993, S. 9).

(6) Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABl.
L 77 vom 27.3.1996, S. 20).
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(21) Diese Richtlinie sollte den Umfang der unter das Verviel-
fältigungsrecht fallenden Handlungen in Bezug auf die
verschiedenen Begünstigten bestimmen. Dabei sollte der
gemeinschaftliche Besitzstand zugrunde gelegt werden.
Um die Rechtssicherheit im Binnenmarkt zu gewähr-
leisten, muss die Definition dieser Handlungen weit
gefasst sein.

(22) Die Verwirklichung des Ziels, die Verbreitung der Kultur
zu fördern, darf nicht durch Verzicht auf einen rigorosen
Schutz der Urheberrechte oder durch Duldung der
unrechtmäßigen Verbreitung von nachgeahmten oder
gefälschten Werken erfolgen.

(23) Mit dieser Richtlinie sollte das für die öffentliche Wieder-
gabe geltende Urheberrecht weiter harmonisiert werden.
Dieses Recht sollte im weiten Sinne verstanden werden,
nämlich dahin gehend, dass es jegliche Wiedergabe an
die Öffentlichkeit umfasst, die an dem Ort, an dem die
Wiedergabe ihren Ursprung nimmt, nicht anwesend ist.
Dieses Recht sollte jegliche entsprechende drahtgebun-
dene oder drahtlose öffentliche Übertragung oder
Weiterverbreitung eines Werks, einschließlich der Rund-
funkübertragung, umfassen. Dieses Recht sollte für keine
weiteren Handlungen gelten.

(24) Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung von
Schutzgegenständen nach Artikel 3 Absatz 2 sollte
dahin gehend verstanden werden, dass es alle Hand-
lungen der Zugänglichmachung derartiger Schutzgegen-
stände für Mitglieder der Öffentlichkeit umfasst, die an
dem Ort, an dem die Zugänglichmachung ihren
Ursprung nimmt, nicht anwesend sind; dieses Recht gilt
für keine weiteren Handlungen.

(25) Die Rechtsunsicherheit hinsichtlich der Art und des
Umfangs des Schutzes der netzvermittelten Übertragung
der urheberrechtlich geschützten Werke und der durch
verwandte Schutzrechte geschützten Gegenstände auf
Abruf sollte durch einen harmonisierten Rechtsschutz
auf Gemeinschaftsebene beseitigt werden. Es sollte klar-
gestellt werden, dass alle durch diese Richtlinie aner-
kannten Rechtsinhaber das ausschließliche Recht haben
sollten, urheberrechtlich geschützte Werke und sonstige
Schutzgegenstände im Wege der interaktiven Übertra-
gung auf Abruf für die Öffentlichkeit zugänglich zu
machen. Derartige interaktive Übertragungen auf Abruf
zeichnen sich dadurch aus, dass sie Mitgliedern der
Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl
zugänglich sind.

(26) In Bezug auf Radio- und Fernsehproduktionen, die
Musik aus gewerblichen Tonträgern enthalten und von
den Sendeunternehmen auf Abruf angeboten werden,
sind Vereinbarungen über Sammellizenzen zu fördern,
um die Klärung im Zusammenhang mit den betref-
fenden Rechten zu erleichtern.

(27) Die bloße Bereitstellung der Einrichtungen, die eine
Wiedergabe ermöglichen oder bewirken, stellt selbst
keine Wiedergabe im Sinne dieser Richtlinie dar.

(28) Der unter diese Richtlinie fallende Urheberrechtsschutz
schließt auch das ausschließliche Recht ein, die Verbrei-
tung eines in einem Gegenstand verkörperten Werks zu
kontrollieren. Mit dem Erstverkauf des Originals oder
dem Erstverkauf von Vervielfältigungsstücken des Origi-
nals in der Gemeinschaft durch den Rechtsinhaber oder
mit dessen Zustimmung erschöpft sich das Recht, den
Wiederverkauf dieses Gegenstands innerhalb der
Gemeinschaft zu kontrollieren. Dies gilt jedoch nicht,
wenn das Original oder Vervielfältigungsstücke des
Originals durch den Rechtsinhaber oder mit dessen
Zustimmung außerhalb der Gemeinschaft verkauft
werden. Die Vermiet- und Verleihrechte für Urheber
wurden in der Richtlinie 92/100/EWG niedergelegt. Das
durch die vorliegende Richtlinie gewährte Verbreitungs-

recht lässt die Bestimmungen über die Vermiet- und
Verleihrechte in Kapitel I jener Richtlinie unberührt.

(29) Die Frage der Erschöpfung stellt sich weder bei Dienst-
leistungen allgemein noch bei Online-Diensten im
Besonderen. Dies gilt auch für materielle Vervielfälti-
gungsstücke eines Werks oder eines sonstigen Schutzge-
genstands, die durch den Nutzer eines solchen Dienstes
mit Zustimmung des Rechtsinhabers hergestellt worden
sind. Dasselbe gilt daher auch für die Vermietung oder
den Verleih des Originals oder von Vervielfältigungs-
stücken eines Werks oder eines sonstigen Schutzgegen-
stands, bei denen es sich dem Wesen nach um Dienst-
leistungen handelt. Anders als bei CD-ROM oder CD-I,
wo das geistige Eigentum in einem materiellen Träger, d.
h. einem Gegenstand, verkörpert ist, ist jede Bereitstel-
lung eines Online-Dienstes im Grunde eine Handlung,
die zustimmungsbedürftig ist, wenn das Urheberrecht
oder ein verwandtes Schutzrecht dies vorsieht.

(30) Die von dieser Richtlinie erfassten Rechte können unbe-
schadet der einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften über das Urheberrecht und die verwandten
Schutzrechte übertragen oder abgetreten werden oder
Gegenstand vertraglicher Lizenzen sein.

(31) Es muss ein angemessener Rechts- und Interessenaus-
gleich zwischen den verschiedenen Kategorien von
Rechtsinhabern sowie zwischen den verschiedenen Kate-
gorien von Rechtsinhabern und Nutzern von Schutzge-
genständen gesichert werden. Die von den Mitglied-
staaten festgelegten Ausnahmen und Beschränkungen in
Bezug auf Schutzrechte müssen vor dem Hintergrund
der neuen elektronischen Medien neu bewertet werden.
Bestehende Unterschiede bei den Ausnahmen und
Beschränkungen in Bezug auf bestimmte zustimmungs-
bedürftige Handlungen haben unmittelbare negative
Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts
im Bereich des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte. Diese Unterschiede könnten sich mit der
Weiterentwicklung der grenzüberschreitenden Verwer-
tung von Werken und den zunehmenden grenzüber-
schreitenden Tätigkeiten durchaus noch deutlicher
ausprägen. Um ein reibungsloses Funktionieren des
Binnenmarkts zu gewährleisten, sollten diese
Ausnahmen und Beschränkungen einheitlicher definiert
werden. Dabei sollte sich der Grad ihrer Harmonisierung
nach ihrer Wirkung auf die Funktionsfähigkeit des
Binnenmarkts bestimmen.

(32) Die Ausnahmen und Beschränkungen in Bezug auf das
Vervielfältigungsrecht und das Recht der öffentlichen
Wiedergabe sind in dieser Richtlinie erschöpfend aufge-
führt. Einige Ausnahmen oder Beschränkungen gelten,
soweit dies angemessen erscheint, nur für das Vervielfäl-
tigungsrecht. Diese Liste trägt den unterschiedlichen
Rechtstraditionen in den Mitgliedstaaten Rechnung und
soll gleichzeitig die Funktionsfähigkeit des Binnenmarkts
sichern. Die Mitgliedstaaten sollten diese Ausnahmen
und Beschränkungen in kohärenter Weise anwenden;
dies wird bei der zukünftigen Überprüfung der Umset-
zungsvorschriften besonders berücksichtigt werden.

(33) Eine Ausnahme vom ausschließlichen Vervielfältigungs-
recht sollte für bestimmte vorübergehende Vervielfälti-
gungshandlungen gewährt werden, die flüchtige oder
begleitende Vervielfältigungen sind, als integraler und
wesentlicher Teil eines technischen Verfahrens erfolgen
und ausschließlich dem Ziel dienen, entweder die effi-
ziente Übertragung in einem Netz zwischen Dritten
durch einen Vermittler oder die rechtmäßige Nutzung
eines Werks oder sonstiger Schutzgegenstände zu
ermöglichen. Die betreffenden Vervielfältigungshand-
lungen sollten keinen eigenen wirtschaftlichen Wert
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besitzen. Soweit diese Voraussetzungen erfüllt sind,
erfasst diese Ausnahme auch Handlungen, die das
„Browsing“ sowie Handlungen des „Caching“ ermögli-
chen; dies schließt Handlungen ein, die das effiziente
Funktionieren der Übertragungssysteme ermöglichen,
sofern der Vermittler die Information nicht verändert
und nicht die erlaubte Anwendung von Technologien
zur Sammlung von Daten über die Nutzung der Infor-
mation, die von der gewerblichen Wirtschaft weithin
anerkannt und verwendet werden, beeinträchtigt. Eine
Nutzung sollte als rechtmäßig gelten, soweit sie vom
Rechtsinhaber zugelassen bzw. nicht durch Gesetze
beschränkt ist.

(34) Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit erhalten,
Ausnahmen oder Beschränkungen für bestimmte Fälle,
etwa für Unterrichtszwecke und wissenschaftliche
Zwecke, zugunsten öffentlicher Einrichtungen wie
Bibliotheken und Archive, zu Zwecken der Berichterstat-
tung über Tagesereignisse, für Zitate, für die Nutzung
durch behinderte Menschen, für Zwecke der öffentlichen
Sicherheit und für die Nutzung in Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren vorzusehen.

(35) In bestimmten Fällen von Ausnahmen oder Beschrän-
kungen sollten Rechtsinhaber einen gerechten Ausgleich
erhalten, damit ihnen die Nutzung ihrer geschützten
Werke oder sonstigen Schutzgegenstände angemessen
vergütet wird. Bei der Festlegung der Form, der Einzel-
heiten und der etwaigen Höhe dieses gerechten
Ausgleichs sollten die besonderen Umstände eines jeden
Falls berücksichtigt werden. Für die Bewertung dieser
Umstände könnte der sich aus der betreffenden Hand-
lung für die Rechtsinhaber ergebende etwaige Schaden
als brauchbares Kriterium herangezogen werden. In
Fällen, in denen Rechtsinhaber bereits Zahlungen in
anderer Form erhalten haben, z. B. als Teil einer Lizenz-
gebühr, kann gegebenenfalls keine spezifische oder
getrennte Zahlung fällig sein. Hinsichtlich der Höhe des
gerechten Ausgleichs sollte der Grad des Einsatzes tech-
nischer Schutzmaßnahmen gemäß dieser Richtlinie in
vollem Umfang berücksichtigt werden. In bestimmten
Situationen, in denen dem Rechtsinhaber nur ein gering-
fügiger Nachteil entstünde, kann sich gegebenenfalls
keine Zahlungsverpflichtung ergeben.

(36) Die Mitgliedstaaten können einen gerechten Ausgleich
für die Rechtsinhaber auch in den Fällen vorsehen, in
denen sie die fakultativen Bestimmungen über die
Ausnahmen oder Beschränkungen, die einen derartigen
Ausgleich nicht vorschreiben, anwenden.

(37) Die bestehenden nationalen Regelungen über die Repro-
graphie schaffen keine größeren Hindernisse für den
Binnenmarkt. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit
haben, eine Ausnahme oder Beschränkung für die
Reprographie vorzusehen.

(38) Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit erhalten,
unter Sicherstellung eines gerechten Ausgleichs eine
Ausnahme oder Beschränkung in Bezug auf das Verviel-
fältigungsrecht für bestimmte Arten der Vervielfältigung
von Ton-, Bild- und audiovisuellem Material zu privaten
Zwecken vorzusehen. Dazu kann die Einführung oder
Beibehaltung von Vergütungsregelungen gehören, die
Nachteile für Rechtsinhaber ausgleichen sollen. Wenn-
gleich die zwischen diesen Vergütungsregelungen beste-
henden Unterschiede das Funktionieren des Binnen-
markts beeinträchtigen, dürften sie sich, soweit sie sich
auf die analoge private Vervielfältigung beziehen, auf die
Entwicklung der Informationsgesellschaft nicht nennens-
wert auswirken. Die digitale private Vervielfältigung
dürfte hingegen eine weitere Verbreitung finden und
größere wirtschaftliche Bedeutung erlangen. Daher sollte

den Unterschieden zwischen digitaler und analoger
privater Vervielfältigung gebührend Rechnung getragen
und hinsichtlich bestimmter Punkte zwischen ihnen
unterschieden werden.

(39) Bei der Anwendung der Ausnahme oder Beschränkung
für Privatkopien sollten die Mitgliedstaaten die technolo-
gischen und wirtschaftlichen Entwicklungen, insbeson-
dere in Bezug auf die digitale Privatkopie und auf
Vergütungssysteme, gebührend berücksichtigen, wenn
wirksame technische Schutzmaßnahmen verfügbar sind.
Entsprechende Ausnahmen oder Beschränkungen sollten
weder den Einsatz technischer Maßnahmen noch deren
Durchsetzung im Falle einer Umgehung dieser
Maßnahmen behindern.

(40) Die Mitgliedstaaten können eine Ausnahme oder
Beschränkung zugunsten bestimmter nicht kommer-
zieller Einrichtungen, wie der Öffentlichkeit zugängliche
Bibliotheken und ähnliche Einrichtungen sowie Archive,
vorsehen. Jedoch sollte diese Ausnahme oder Beschrän-
kung auf bestimmte durch das Vervielfältigungsrecht
erfasste Sonderfälle begrenzt werden. Eine Nutzung im
Zusammenhang mit der Online-Lieferung von
geschützten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen
sollte nicht unter diese Ausnahme fallen. Die Möglich-
keit, dass die Mitgliedstaaten Ausnahmen vom
ausschließlichen öffentlichen Verleihrecht gemäß Artikel
5 der Richtlinie 92/100/EWG vorsehen, bleibt von dieser
Richtlinie unberührt. Spezifische Verträge und Lizenzen,
die diesen Einrichtungen und ihrer Zweckbestimmung
zur Verbreitung der Kultur in ausgewogener Weise
zugute kommen, sollten daher unterstützt werden.

(41) Bei Anwendung der Ausnahme oder Beschränkung für
ephemere Aufzeichnungen, die von Sendeunternehmen
vorgenommen werden, wird davon ausgegangen, dass
zu den eigenen Mitteln des Sendeunternehmens auch die
Mittel einer Person zählen, die im Namen oder unter der
Verantwortung des Sendeunternehmens handelt.

(42) Bei Anwendung der Ausnahme oder Beschränkung für
nicht kommerzielle Unterrichtszwecke und nicht
kommerzielle wissenschaftliche Forschungszwecke
einschließlich Fernunterricht sollte die nicht kommer-
zielle Art der betreffenden Tätigkeit durch diese Tätigkeit
als solche bestimmt sein. Die organisatorische Struktur
und die Finanzierung der betreffenden Einrichtung sind
in dieser Hinsicht keine maßgeblichen Faktoren.

(43) Die Mitgliedstaaten sollten in jedem Fall alle erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen, um für Personen mit Behin-
derungen, die ihnen die Nutzung der Werke selbst
erschweren, den Zugang zu diesen Werken zu erleich-
tern, und dabei ihr besonderes Augenmerk auf zugäng-
liche Formate richten.

(44) Bei der Anwendung der Ausnahmen und Beschrän-
kungen im Sinne dieser Richtlinie sollten die internatio-
nalen Verpflichtungen beachtet werden. Solche
Ausnahmen und Beschränkungen dürfen nicht auf eine
Weise angewandt werden, dass die berechtigten Inte-
ressen der Rechtsinhaber verletzt werden oder die
normale Verwertung ihrer Werke oder sonstigen Schutz-
gegenstände beeinträchtigt wird. Die von den Mitglied-
staaten festgelegten Ausnahmen oder Beschränkungen
sollten insbesondere die gesteigerte wirtschaftliche
Bedeutung, die solche Ausnahmen oder Beschränkungen
im neuen elektronischen Umfeld erlangen können, ange-
messen berücksichtigen. Daher ist der Umfang
bestimmter Ausnahmen oder Beschränkungen bei
bestimmten neuen Formen der Nutzung urheberrecht-
lich geschützter Werke und sonstiger Schutzgegenstände
möglicherweise noch enger zu begrenzen.
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(45) Die in Artikel 5 Absätze 2, 3 und 4 vorgesehenen
Ausnahmen und Beschränkungen sollten jedoch vertrag-
lichen Beziehungen zur Sicherstellung eines gerechten
Ausgleichs für die Rechtsinhaber nicht entgegenstehen,
soweit dies nach innerstaatlichem Recht zulässig ist.

(46) Die Einschaltung einer Schlichtungsinstanz könnte
Nutzern und Rechtsinhabern für die Beilegung ihrer
Streitigkeiten hilfreich sein. Die Kommission sollte
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten im Rahmen des
Kontaktausschusses eine Untersuchung über neue recht-
liche Möglichkeiten durchführen, mit denen Streitig-
keiten im Bereich des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte beigelegt werden können.

(47) Im Zuge der technischen Entwicklung werden Rechtsin-
haber von technischen Maßnahmen Gebrauch machen
können, die dazu bestimmt sind, die Verhinderung oder
Einschränkung von Handlungen zu erreichen, die von
den Inhabern von Urheberrechten oder verwandten
Schutzrechten oder des Sui-generis-Rechts an Daten-
banken nicht genehmigt worden sind. Es besteht jedoch
die Gefahr, dass die Umgehung des durch diese Vorrich-
tungen geschaffenen technischen Schutzes durch rechts-
widrige Handlungen ermöglicht oder erleichtert wird.
Um ein uneinheitliches rechtliches Vorgehen zu
vermeiden, das den Binnenmarkt in seiner Funktion
beeinträchtigen könnte, muss der rechtliche Schutz vor
der Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen und
vor der Bereitstellung entsprechender Vorrichtungen und
Produkte bzw. der Erbringung entsprechender Dienst-
leistungen harmonisiert werden.

(48) Dieser Rechtsschutz sollte für technische Maßnahmen
gelten, die wirksam Handlungen beschränken, die von
den Inhabern von Urheberrechten oder verwandten
Schutzrechten oder des Sui-generis-Rechts an Daten-
banken nicht genehmigt worden sind, ohne jedoch den
normalen Betrieb elektronischer Geräte und deren tech-
nische Entwicklung zu behindern. Dieser Rechtsschutz
verpflichtet nicht dazu, Vorrichtungen, Produkte,
Komponenten oder Dienstleistungen zu entwerfen, die
den technischen Maßnahmen entsprechen, solange diese
Vorrichtungen, Produkte, Komponenten oder Dienstleis-
tungen nicht in anderer Weise unter das Verbot des
Artikels 6 fallen. Dieser Rechtsschutz sollte auch das
Verhältnismäßigkeitsprinzip berücksichtigen, und es
sollten nicht jene Vorrichtungen oder Handlungen unter-
sagt werden, deren wirtschaftlicher Zweck und Nutzen
nicht in der Umgehung technischer Schutzvorkehrungen
besteht. Insbesondere dürfen die Forschungsarbeiten im
Bereich der Verschlüsselungstechniken dadurch nicht
behindert werden.

(49) Der Rechtsschutz technischer Maßnahmen lässt einzel-
staatliche Rechtsvorschriften unberührt, die den privaten
Besitz von Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestand-
teilen zur Umgehung technischer Maßnahmen unter-
sagen.

(50) Ein solcher harmonisierter Rechtsschutz lässt die spezi-
ellen Schutzbestimmungen gemäß der Richtlinie 91/
250/EWG unberührt. Er sollte insbesondere nicht auf
den Schutz der in Verbindung mit Computerpro-
grammen verwendeten technischen Maßnahmen
Anwendung finden, der ausschließlich in jener Richtlinie
behandelt wird. Er sollte die Entwicklung oder Verwen-
dung anderer Mittel zur Umgehung technischer
Maßnahmen, die erforderlich sind, um Handlungen nach
Artikel 5 Absatz 3 oder Artikel 6 der Richtlinie 91/
250/EWG zu ermöglichen, nicht aufhalten oder verhin-
dern. Artikel 5 und 6 jener Richtlinie sehen ausschließ-

lich Ausnahmen von den auf Computerprogramme
anwendbaren ausschließlichen Rechten vor.

(51) Der Rechtsschutz technischer Maßnahmen gilt unbe-
schadet des in Artikel 5 zum Ausdruck kommenden
Gesichtspunkts des Allgemeininteresses sowie unbe-
schadet der öffentlichen Sicherheit. Die Mitgliedstaaten
sollten freiwillige Maßnahmen der Rechtsinhaber,
einschließlich des Abschlusses und der Umsetzung von
Vereinbarungen zwischen Rechtsinhabern und anderen
interessierten Parteien, fördern, mit denen dafür Sorge
getragen wird, dass die Ziele bestimmter Ausnahmen
oder Beschränkungen, die im Einklang mit dieser Richt-
linie in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen
sind, erreicht werden können. Werden innerhalb einer
angemessenen Frist keine derartigen freiwilligen
Maßnahmen oder Vereinbarungen getroffen, sollten die
Mitgliedstaaten angemessene Maßnahmen ergreifen, um
zu gewährleisten, dass die Rechtsinhaber durch Ände-
rung einer schon angewandten technischen Maßnahme
oder durch andere Mittel den von derartigen Ausnahmen
oder Beschränkungen Begünstigten geeignete Mittel für
die Inanspruchnahme dieser Ausnahmen oder Beschrän-
kungen an die Hand geben. Damit jedoch bei derartigen
Maßnahmen, die von den Rechtsinhabern, auch im
Rahmen von Vereinbarungen, oder von einem Mitglied-
staat ergriffen werden, kein Missbrauch entsteht, sollten
alle technischen Maßnahmen Rechtsschutz genießen, die
bei der Umsetzung derartiger Maßnahmen zur Anwen-
dung kommen.

(52) Bei der Umsetzung einer Ausnahme oder einer
Beschränkung im Hinblick auf Vervielfältigungen zum
privaten Gebrauch nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b)
sollten die Mitgliedstaaten auch die Anwendung freiwil-
liger Maßnahmen fördern, mit denen dafür Sorge
getragen wird, dass die Ziele derartiger Ausnahmen oder
Beschränkungen erreicht werden können. Werden inner-
halb einer angemessenen Frist keine derartigen freiwil-
ligen Maßnahmen zur Ermöglichung von Vervielfälti-
gungen zum privaten Gebrauch getroffen, können die
Mitgliedstaaten Maßnahmen ergreifen, damit die Begün-
stigten der betreffenden Ausnahme oder Beschränkung
sie tatsächlich nutzen können. Freiwillige Maßnahmen
des Rechtsinhabers, einschließlich etwaiger Vereinba-
rungen zwischen Rechtsinhabern und interessierten
Parteien, sowie Maßnahmen der Mitgliedstaaten stehen
solchen technischen Maßnahmen der Rechtsinhaber
nicht entgegen, die mit den im nationalen Recht vorge-
sehenen Ausnahmen und Beschränkungen in Bezug auf
Vervielfältigungen zum privaten Gebrauch nach Artikel
5 Absatz 2 Buchstabe b) vereinbar sind, wobei der
Bedingung des gerechten Ausgleichs nach jener Bestim-
mung und der Möglichkeit einer Differenzierung
zwischen verschiedenen Anwendungsbedingungen nach
Artikel 5 Absatz 5, wie z. B. Überwachung der Anzahl
der Vervielfältigungen, Rechnung zu tragen ist. Damit
bei derartigen Maßnahmen kein Missbrauch entsteht,
sollten alle technischen Schutzmaßnahmen Rechtsschutz
genießen, die bei der Umsetzung derartiger Maßnahmen
zur Anwendung kommen.

(53) Der Schutz technischer Maßnahmen sollte ein sicheres
Umfeld gewährleisten für die Erbringung interaktiver
Dienste auf Abruf in der Weise, dass Mitgliedern der
Öffentlichkeit Werke und andere Schutzgegenstände von
Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind.
Werden entsprechende Dienste auf der Grundlage von
vertraglichen Vereinbarungen erbracht, sollte Artikel 6
Absatz 4 Unterabsätze 1 und 2 keine Anwendung
finden. Nicht interaktive Formen der Online-Nutzung
sollten im Anwendungsbereich dieser Vorschriften
verbleiben.
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(54) Die internationale Normung technischer Identifizie-
rungssysteme für Werke und sonstige Schutzgegen-
stände in digitalem Format hat große Fortschritte
gemacht. In einer sich ausweitenden Netzwerkumgebung
könnten Unterschiede zwischen technischen
Maßnahmen zur Inkompatibilität der Systeme innerhalb
der Gemeinschaft führen. Kompatibilität und Interopera-
bilität der verschiedenen Systeme sollten gefördert
werden. Es erscheint in hohem Maße wünschenswert,
die Entwicklung weltweiter Systeme zu fördern.

(55) Die technische Entwicklung wird die Verbreitung von
Werken, insbesondere die Verbreitung über Netze
erleichtern, und dies bedeutet, dass Rechtsinhaber das
Werk oder den sonstigen Schutzgegenstand, den
Urheber und jeden sonstigen Leistungsschutzberech-
tigten genauer identifizieren und Informationen über die
entsprechenden Nutzungsbedingungen mitteilen müssen,
um die Wahrnehmung der mit dem Werk bzw. dem
Schutzgegenstand verbundenen Rechte zu erleichtern.
Rechtsinhaber sollten darin bestärkt werden, Kennzeich-
nungen zu verwenden, aus denen bei der Eingabe von
Werken oder sonstigen Schutzgegenständen in Netze
zusätzlich zu den genannten Informationen unter
anderem hervorgeht, dass sie ihre Erlaubnis erteilt haben.

(56) Es besteht jedoch die Gefahr, dass rechtswidrige Hand-
lungen vorgenommen werden, um die Informationen für
die elektronische Wahrnehmung der Urheberrechte zu
entfernen oder zu verändern oder Werke oder sonstige
Schutzgegenstände, aus denen diese Informationen ohne
Erlaubnis entfernt wurden, in sonstiger Weise zu
verbreiten, zu Verbreitungszwecken einzuführen, zu
senden, öffentlich wiederzugeben oder der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen. Um ein uneinheitliches rechtli-
ches Vorgehen zu vermeiden, das den Binnenmarkt in
seiner Funktion beeinträchtigen könnte, muss der recht-
liche Schutz vor solchen Handlungen harmonisiert
werden.

(57) Die genannten Informationssysteme für die Wahrneh-
mung der Rechte sind je nach Auslegung in der Lage,
gleichzeitig personenbezogene Daten über die individu-
elle Nutzung von Schutzgegenständen zu verarbeiten
und Online-Aktivitäten nachzuvollziehen. Die techni-
schen Funktionen dieser Vorrichtungen sollten dem
Schutz der Privatsphäre gemäß der Richtlinie 95/46/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.
Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (1) gerecht werden.

(58) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame Sanktionen und
Rechtsbehelfe bei Zuwiderhandlungen gegen die in
dieser Richtlinie festgelegten Rechte und Pflichten
vorsehen. Sie sollten alle erforderlichen Maßnahmen
treffen, um die Anwendung dieser Sanktionen und
Rechtsbehelfe sicherzustellen. Die vorgesehenen
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und
abschreckend sein und die Möglichkeit einschließen,
Schadenersatz und/oder eine gerichtliche Anordnung
sowie gegebenenfalls die Beschlagnahme von rechtswi-
drigem Material zu beantragen.

(59) Insbesondere in der digitalen Technik können die
Dienste von Vermittlern immer stärker von Dritten für
Rechtsverstöße genutzt werden. Oftmals sind diese
Vermittler selbst am besten in der Lage, diesen
Verstößen ein Ende zu setzen. Daher sollten die Rechts-
inhaber — unbeschadet anderer zur Verfügung
stehender Sanktionen und Rechtsbehelfe — die Möglich-
keit haben, eine gerichtliche Anordnung gegen einen
Vermittler zu beantragen, der die Rechtsverletzung eines
Dritten in Bezug auf ein geschütztes Werk oder einen
anderen Schutzgegenstand in einem Netz überträgt.
Diese Möglichkeit sollte auch dann bestehen, wenn die
Handlungen des Vermittlers nach Artikel 5 freigestellt
sind. Die Bedingungen und Modalitäten für eine derar-
tige gerichtliche Anordnung sollten im nationalen Recht
der Mitgliedstaaten geregelt werden.

(60) Der durch diese Richtlinie gewährte Schutz sollte die
nationalen und gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften in
anderen Bereichen wie gewerbliches Eigentum, Daten-
schutz, Zugangskontrolle, Zugang zu öffentlichen Doku-
menten und den Grundsatz der Chronologie der
Auswertung in den Medien, die sich auf den Schutz des
Urheberrechts oder verwandter Rechte auswirken, unbe-
rührt lassen.

(61) Um den Bestimmungen des WIPO-Vertrags über Dar-
bietungen und Tonträger nachzukommen, sollten die
Richtlinien 92/100/EWG und 93/98/EWG geändert
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ZIEL UND ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Gegenstand dieser Richtlinie ist der rechtliche Schutz des
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte im Rahmen
des Binnenmarkts, insbesondere in Bezug auf die Informations-
gesellschaft.

(2) Außer in den in Artikel 11 genannten Fällen lässt diese
Richtlinie die bestehenden gemeinschaftsrechtlichen Bestim-
mungen über folgende Bereiche unberührt und beeinträchtigt
sie in keiner Weise:

a) über den rechtlichen Schutz von Computerprogrammen;

b) über das Vermietrecht, das Verleihrecht und bestimmte dem
Urheberrecht verwandte Schutzrechte im Bereich des
geistigen Eigentums;

c) über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im
Bereich des Satellitenrundfunks und der Kabelweiterverbrei-
tung;

d) über die Dauer des Schutzes des Urheberrechts und
bestimmter verwandter Schutzrechte;

e) über den rechtlichen Schutz von Datenbanken.(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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KAPITEL II

RECHTE UND AUSNAHMEN

Artikel 2

Vervielfältigungsrecht

Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das ausschließ-
liche Recht vor, die unmittelbare oder mittelbare, vorüberge-
hende oder dauerhafte Vervielfältigung auf jede Art und Weise
und in jeder Form ganz oder teilweise zu erlauben oder zu
verbieten:
a) für die Urheber in Bezug auf ihre Werke,
b) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeich-
nungen ihrer Darbietungen,

c) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger,
d) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von
Filmen in Bezug auf das Original und die Vervielfältigungs-
stücke ihrer Filme,

e) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen
ihrer Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen
drahtgebunden oder drahtlos, über Kabel oder Satellit über-
tragen werden.

Artikel 3

Recht der öffentlichen Wiedergabe von Werken und
Recht der öffentlichen Zugänglichmachung sonstiger

Schutzgegenstände

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass den Urhebern das
ausschließliche Recht zusteht, die drahtgebundene oder draht-
lose öffentliche Wiedergabe ihrer Werke einschließlich der
öffentlichen Zugänglichmachung der Werke in der Weise, dass
sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten
ihrer Wahl zugänglich sind, zu erlauben oder zu verbieten.

(2) Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das
ausschließliche Recht vor, zu erlauben oder zu verbieten, dass
die nachstehend genannten Schutzgegenstände drahtgebunden
oder drahtlos in einer Weise der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht werden, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von
Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind:
a) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeich-
nungen ihrer Darbietungen;

b) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger;
c) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von
Filmen in Bezug auf das Original und auf Vervielfältigungs-
stücke ihrer Filme;

d) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen
ihrer Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen
drahtgebunden oder drahtlos, über Kabel oder Satellit über-
tragen werden.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Rechte
erschöpfen sich nicht mit den in diesem Artikel genannten
Handlungen der öffentlichen Wiedergabe oder der Zugänglich-
machung für die Öffentlichkeit.

Artikel 4

Verbreitungsrecht

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass den Urhebern in
Bezug auf das Original ihrer Werke oder auf Vervielfältigungs-
stücke davon das ausschließliche Recht zusteht, die Verbreitung
an die Öffentlichkeit in beliebiger Form durch Verkauf oder auf
sonstige Weise zu erlauben oder zu verbieten.

(2) Das Verbreitungsrecht erschöpft sich in der Gemein-
schaft in Bezug auf das Original oder auf Vervielfältigungs-
stücke eines Werks nur, wenn der Erstverkauf dieses Gegen-

stands oder eine andere erstmalige Eigentumsübertragung in
der Gemeinschaft durch den Rechtsinhaber oder mit dessen
Zustimmung erfolgt.

Artikel 5

Ausnahmen und Beschränkungen

(1) Die in Artikel 2 bezeichneten vorübergehenden Verviel-
fältigungshandlungen, die flüchtig oder begleitend sind und
einen integralen und wesentlichen Teil eines technischen
Verfahrens darstellen und deren alleiniger Zweck es ist,

a) eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten durch
einen Vermittler oder

b) eine rechtmäßige Nutzung

eines Werks oder sonstigen Schutzgegenstands zu ermöglichen,
und die keine eigenständige wirtschaftliche Bedeutung haben,
werden von dem in Artikel 2 vorgesehenen Vervielfältigungs-
recht ausgenommen.

(2) Die Mitgliedstaaten können in den folgenden Fällen
Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf das in Artikel 2
vorgesehene Vervielfältigungsrecht vorsehen:

a) in Bezug auf Vervielfältigungen auf Papier oder einem ähnli-
chen Träger mittels beliebiger fotomechanischer Verfahren
oder anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung, mit
Ausnahme von Notenblättern und unter der Bedingung,
dass die Rechtsinhaber einen gerechten Ausgleich erhalten;

b) in Bezug auf Vervielfältigungen auf beliebigen Trägern
durch eine natürliche Person zum privaten Gebrauch und
weder für direkte noch indirekte kommerzielle Zwecke
unter der Bedingung, dass die Rechtsinhaber einen
gerechten Ausgleich erhalten, wobei berücksichtigt wird, ob
technische Maßnahmen gemäß Artikel 6 auf das betreffende
Werk oder den betreffenden Schutzgegenstand angewendet
wurden;

c) in Bezug auf bestimmte Vervielfältigungshandlungen von
öffentlich zugänglichen Bibliotheken, Bildungseinrichtungen
oder Museen oder von Archiven, die keinen unmittelbaren
oder mittelbaren wirtschaftlichen oder kommerziellen
Zweck verfolgen;

d) in Bezug auf ephemere Aufzeichnungen von Werken, die
von Sendeunternehmen mit eigenen Mitteln und für eigene
Sendungen vorgenommen worden sind; aufgrund ihres
außergewöhnlichen Dokumentationscharakters kann die
Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen in amtlichen
Archiven erlaubt werden;

e) in Bezug auf Vervielfältigungen von Sendungen, die von
nicht kommerziellen sozialen Einrichtungen wie Kranken-
häusern oder Haftanstalten angefertigt wurden, unter der
Bedingung, dass die Rechtsinhaber einen gerechten
Ausgleich erhalten.

(3) Die Mitgliedstaaten können in den folgenden Fällen
Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf die in den
Artikeln 2 und 3 vorgesehenen Rechte vorsehen:

a) für die Nutzung ausschließlich zur Veranschaulichung im
Unterricht oder für Zwecke der wissenschaftlichen
Forschung, sofern — außer in Fällen, in denen sich dies als
unmöglich erweist — die Quelle, einschließlich des Namens
des Urhebers, wann immer dies möglich ist, angegeben
wird und soweit dies zur Verfolgung nicht kommerzieller
Zwecke gerechtfertigt ist;

b) für die Nutzung zugunsten behinderter Personen, wenn die
Nutzung mit der Behinderung unmittelbar in Zusammen-
hang steht und nicht kommerzieller Art ist, soweit es die
betreffende Behinderung erfordert;
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c) für die Vervielfältigung durch die Presse, die öffentliche
Wiedergabe oder die Zugänglichmachung von veröffent-
lichten Artikeln zu Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer
oder religiöser Natur oder von gesendeten Werken oder
sonstigen Schutzgegenständen dieser Art, sofern eine
solche Nutzung nicht ausdrücklich vorbehalten ist und
sofern die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers,
angegeben wird, oder die Nutzung von Werken oder
sonstigen Schutzgegenständen in Verbindung mit der
Berichterstattung über Tagesereignisse, soweit es der Infor-
mationszweck rechtfertigt und sofern — außer in Fällen, in
denen sich dies als unmöglich erweist — die Quelle,
einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben wird;

d) für Zitate zu Zwecken wie Kritik oder Rezensionen, sofern
sie ein Werk oder einen sonstigen Schutzgegenstand
betreffen, das bzw. der der Öffentlichkeit bereits recht-
mäßig zugänglich gemacht wurde, sofern — außer in
Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist — die
Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben
wird und sofern die Nutzung den anständigen Gepflogen-
heiten entspricht und in ihrem Umfang durch den beson-
deren Zweck gerechtfertigt ist;

e) für die Nutzung zu Zwecken der öffentlichen Sicherheit
oder zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Ablaufs von
Verwaltungsverfahren, parlamentarischen Verfahren oder
Gerichtsverfahren oder der Berichterstattung darüber;

f) für die Nutzung von politischen Reden oder von Auszügen
aus öffentlichen Vorträgen oder ähnlichen Werken oder
Schutzgegenständen, soweit der Informationszweck dies
rechtfertigt und sofern — außer in Fällen, in denen sich
dies als unmöglich erweist — die Quelle, einschließlich des
Namens des Urhebers, angegeben wird;

g) für die Nutzung bei religiösen Veranstaltungen oder offizi-
ellen, von einer Behörde durchgeführten Veranstaltungen;

h) für die Nutzung von Werken wie Werken der Baukunst
oder Plastiken, die dazu angefertigt wurden, sich bleibend
an öffentlichen Orten zu befinden;

i) für die beiläufige Einbeziehung eines Werks oder sonstigen
Schutzgegenstands in anderes Material;

j) für die Nutzung zum Zwecke der Werbung für die öffent-
liche Ausstellung oder den öffentlichen Verkauf von künst-
lerischen Werken in dem zur Förderung der betreffenden
Veranstaltung erforderlichen Ausmaß unter Ausschluss
jeglicher anderer kommerzieller Nutzung;

k) für die Nutzung zum Zwecke von Karikaturen, Parodien
oder Pastiches;

l) für die Nutzung im Zusammenhang mit der Vorführung
oder Reparatur von Geräten;

m) für die Nutzung eines künstlerischen Werks in Form eines
Gebäudes bzw. einer Zeichnung oder eines Plans eines
Gebäudes zum Zwecke des Wiederaufbaus des Gebäudes;

n) für die Nutzung von Werken und sonstigen Schutzgegen-
ständen, für die keine Regelungen über Verkauf und
Lizenzen gelten und die sich in den Sammlungen der
Einrichtungen gemäß Absatz 2 Buchstabe c) befinden,
durch ihre Wiedergabe oder Zugänglichmachung für
einzelne Mitglieder der Öffentlichkeit zu Zwecken der
Forschung und privater Studien auf eigens hierfür einge-
richteten Terminals in den Räumlichkeiten der genannten
Einrichtungen;

o) für die Nutzung in bestimmten anderen Fällen von geringer
Bedeutung, soweit solche Ausnahmen oder Beschrän-
kungen bereits in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
vorgesehen sind und sofern sie nur analoge Nutzungen
betreffen und den freien Waren- und Dienstleistungsver-
kehr in der Gemeinschaft nicht berühren; dies gilt unbe-

schadet der anderen in diesem Artikel enthaltenen
Ausnahmen und Beschränkungen.

(4) Wenn die Mitgliedstaaten gemäß Absatz 2 oder 3 eine
Ausnahme oder Beschränkung in Bezug auf das Vervielfälti-
gungsrecht vorsehen können, können sie entsprechend auch
eine Ausnahme oder Beschränkung in Bezug auf das Verbrei-
tungsrecht im Sinne von Artikel 4 zulassen, soweit diese
Ausnahme durch den Zweck der erlaubten Vervielfältigung
gerechtfertigt ist.

(5) Die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 genannten
Ausnahmen und Beschränkungen dürfen nur in bestimmten
Sonderfällen angewandt werden, in denen die normale Verwer-
tung des Werks oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht
beeinträchtigt wird und die berechtigten Interessen des Rechts-
inhabers nicht ungebührlich verletzt werden.

KAPITEL III

SCHUTZ VON TECHNISCHEN MASSNAHMEN UND VON
INFORMATIONEN FÜR DIE WAHRNEHMUNG DER RECHTE

Artikel 6

Pflichten in Bezug auf technische Maßnahmen

(1) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen Rechts-
schutz gegen die Umgehung wirksamer technischer
Maßnahmen durch eine Person vor, der bekannt ist oder den
Umständen nach bekannt sein muss, dass sie dieses Ziel
verfolgt.

(2) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen Rechts-
schutz gegen die Herstellung, die Einfuhr, die Verbreitung, den
Verkauf, die Vermietung, die Werbung im Hinblick auf Verkauf
oder Vermietung und den Besitz zu kommerziellen Zwecken
von Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestandteilen sowie die
Erbringung von Dienstleistungen vor,
a) die Gegenstand einer Verkaufsförderung, Werbung oder
Vermarktung mit dem Ziel der Umgehung wirksamer tech-
nischer Maßnahmen sind oder

b) die, abgesehen von der Umgehung wirksamer technischer
Maßnahmen, nur einen begrenzten wirtschaftlichen Zweck
oder Nutzen haben oder

c) die hauptsächlich entworfen, hergestellt, angepasst oder
erbracht werden, um die Umgehung wirksamer technischer
Maßnahmen zu ermöglichen oder zu erleichtern.

(3) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck
„technische Maßnahmen“ alle Technologien, Vorrichtungen
oder Bestandteile, die im normalen Betrieb dazu bestimmt sind,
Werke oder sonstige Schutzgegenstände betreffende Hand-
lungen zu verhindern oder einzuschränken, die nicht von der
Person genehmigt worden sind, die Inhaber der Urheberrechte
oder der dem Urheberrecht verwandten gesetzlich geschützten
Schutzrechte oder des in Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG
verankerten Sui-generis-Rechts ist. Technische Maßnahmen
sind als „wirksam“ anzusehen, soweit die Nutzung eines
geschützten Werks oder eines sonstigen Schutzgegenstands von
den Rechtsinhabern durch eine Zugangskontrolle oder einen
Schutzmechanismus wie Verschlüsselung, Verzerrung oder
sonstige Umwandlung des Werks oder sonstigen Schutzgegen-
stands oder einen Mechanismus zur Kontrolle der Vervielfälti-
gung, die die Erreichung des Schutzziels sicherstellen, unter
Kontrolle gehalten wird.

(4) Werden von Seiten der Rechtsinhaber freiwillige
Maßnahmen, einschließlich Vereinbarungen zwischen den
Rechtsinhabern und anderen betroffenen Parteien, nicht
ergriffen, so treffen die Mitgliedstaaten ungeachtet des Rechts-
schutzes nach Absatz 1 geeignete Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass die Rechtsinhaber dem Begünstigten einer im
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nationalen Recht gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a), c),
d), oder e) oder Absatz 3 Buchstaben a), b) oder e) vorgese-
henen Ausnahme oder Beschränkung die Mittel zur Nutzung
der betreffenden Ausnahme oder Beschränkung in dem für die
Nutzung der betreffenden Ausnahme oder Beschränkung erfor-
derlichen Maße zur Verfügung stellen, soweit der betreffende
Begünstigte rechtmäßig Zugang zu dem geschützten Werk oder
Schutzgegenstand hat.

Ein Mitgliedstaat kann derartige Maßnahmen auch in Bezug auf
den Begünstigten einer Ausnahme oder Beschränkung gemäß
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) treffen, sofern die Vervielfälti-
gung zum privaten Gebrauch nicht bereits durch die Rechtsin-
haber in dem für die Nutzung der betreffenden Ausnahme oder
Beschränkung erforderlichen Maße gemäß Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe b) und Absatz 5 ermöglicht worden ist; der Rechts-
inhaber kann dadurch nicht gehindert werden, geeignete
Maßnahmen in Bezug auf die Zahl der Vervielfältigungen
gemäß diesen Bestimmungen zu ergreifen.

Die von den Rechtsinhabern freiwillig angewandten techni-
schen Maßnahmen, einschließlich der zur Umsetzung freiwil-
liger Vereinbarungen angewandten Maßnahmen, und die tech-
nischen Maßnahmen, die zur Umsetzung der von den Mitglied-
staaten getroffenen Maßnahmen angewandt werden, genießen
den Rechtsschutz nach Absatz 1.

Die Unterabsätze 1 und 2 gelten nicht für Werke und sonstige
Schutzgegenstände, die der Öffentlichkeit aufgrund einer
vertraglichen Vereinbarung in einer Weise zugänglich gemacht
werden, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und
zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind.

Wenn dieser Artikel im Zusammenhang mit der Richtlinie
92/100/EWG und 96/9/EG angewandt wird, so findet dieser
Absatz entsprechende Anwendung.

Artikel 7

Pflichten in Bezug auf Informationen für die Rechtewahr-
nehmung

(1) Die Mitgliedstaaten sehen einen angemessenen rechtli-
chen Schutz gegen Personen vor, die wissentlich unbefugt eine
der nachstehenden Handlungen vornehmen, wobei ihnen
bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein muss, dass
sie dadurch die Verletzung von Urheberrechten oder dem Urhe-
berrecht verwandten gesetzlich geschützten Schutzrechten oder
die Verletzung des in Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG vorgese-
henen Sui-generis-Rechts veranlassen, ermöglichen, erleichtern
oder verschleiern:

a) die Entfernung oder Änderung elektronischer Informationen
für die Wahrnehmung der Rechte,

b) die Verbreitung, Einfuhr zur Verbreitung, Sendung, öffent-
liche Wiedergabe oder öffentliche Zugänglichmachung von
Werken oder sonstigen unter diese Richtlinie oder unter
Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG fallenden Schutzgegen-
ständen, bei denen elektronische Informationen für die
Wahrnehmung der Rechte unbefugt entfernt oder geändert
wurden.

(2) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck
„Informationen für die Rechtewahrnehmung“ die von Rechtsin-
habern stammenden Informationen, die die in dieser Richtlinie
bezeichneten Werke oder Schutzgegenstände oder die durch
das in Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG vorgesehene Sui-
generis-Recht geschützten Werke oder Schutzgegenstände, den
Urheber oder jeden anderen Rechtsinhaber identifizieren, oder
Informationen über die Modalitäten und Bedingungen für die
Nutzung der Werke oder Schutzgegenstände sowie die Zahlen

oder Codes, durch die derartige Informationen ausgedrückt
werden.

Unterabsatz 1 gilt, wenn irgendeine der betreffenden Informa-
tionen an einem Vervielfältigungsstück eines Werks oder eines
sonstigen Schutzgegenstands, der in dieser Richtlinie genannt
wird oder unter das in Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG vorge-
sehene Sui-generis-Recht fällt, angebracht wird oder im Zusam-
menhang mit der öffentlichen Wiedergabe eines solchen Werks
oder Schutzgegenstands erscheint.

KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 8

Sanktionen und Rechtsbehelfe

(1) Die Mitgliedstaaten sehen bei Verletzungen der in dieser
Richtlinie festgelegten Rechte und Pflichten angemessene Sank-
tionen und Rechtsbehelfe vor und treffen alle notwendigen
Maßnahmen, um deren Anwendung sicherzustellen. Die betref-
fenden Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und
abschreckend sein.

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass Rechtsinhaber, deren Interessen durch
eine in seinem Hoheitsgebiet begangene Rechtsverletzung
beeinträchtigt werden, Klage auf Schadenersatz erheben und/
oder eine gerichtliche Anordnung sowie gegebenenfalls die
Beschlagnahme von rechtswidrigem Material sowie von
Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestandteilen im Sinne des
Artikels 6 Absatz 2 beantragen können.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechtsinhaber
gerichtliche Anordnungen gegen Vermittler beantragen
können, deren Dienste von einem Dritten zur Verletzung eines
Urheberrechts oder verwandter Schutzrechte genutzt werden.

Artikel 9

Weitere Anwendung anderer Rechtsvorschriften

Diese Richtlinie lässt andere Rechtsvorschriften insbesondere in
folgenden Bereichen unberührt: Patentrechte, Marken, Muster-
rechte, Gebrauchsmuster, Topographien von Halbleitererzeug-
nissen, typographische Schriftzeichen, Zugangskontrolle,
Zugang zum Kabel von Sendediensten, Schutz nationalen
Kulturguts, Anforderungen im Bereich gesetzlicher Hinterle-
gungspflichten, Rechtsvorschriften über Wettbewerbsbeschrän-
kungen und unlauteren Wettbewerb, Betriebsgeheimnisse,
Sicherheit, Vertraulichkeit, Datenschutz und Schutz der Privat-
sphäre, Zugang zu öffentlichen Dokumenten sowie Vertrags-
recht.

Artikel 10

Zeitliche Anwendbarkeit

(1) Die Vorschriften dieser Richtlinie finden auf alle von ihr
erfassten Werke und Schutzgegenstände Anwendung, die am
22. Dezember 2002 durch die Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten auf dem Gebiet des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte geschützt sind oder die die Schutzkriterien im
Sinne dieser Richtlinie oder der in Artikel 1 Absatz 2
genannten Bestimmungen erfüllen.

(2) Die Richtlinie berührt Handlungen und Rechte nicht, die
vor dem 22. Dezember 2002 abgeschlossen bzw. erworben
wurden.
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Artikel 11

Technische Anpassungen

(1) Die Richtlinie 92/100/EWG wird wie folgt geändert:

a) Artikel 7 wird gestrichen.

b) Artikel 10 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Beschränkungen dürfen nur in bestimmten
Sonderfällen angewandt werden, in denen die normale
Verwertung des Schutzgegenstands nicht beeinträchtigt wird
und die berechtigten Interessen des Rechtsinhabers nicht
ungebührlich verletzt werden.“

(2) Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 93/98/EWG erhält
folgende Fassung:

„(2) Die Rechte der Hersteller von Tonträgern erlöschen
fünfzig Jahre nach der Aufzeichnung. Wurde jedoch der
Tonträger innerhalb dieser Frist rechtmäßig veröffentlicht,
so erlöschen diese Rechte fünfzig Jahre nach der ersten
rechtmäßigen Veröffentlichung. Wurde der Tonträger
innerhalb der in Satz 1 genannten Frist nicht rechtmäßig
veröffentlicht und wurde der Tonträger innerhalb dieser
Frist rechtmäßig öffentlich wiedergegeben, so erlöschen
diese Rechte fünfzig Jahre nach der ersten rechtmäßigen
öffentlichen Wiedergabe.

Sind jedoch die Rechte der Hersteller von Tonträgern
aufgrund des Ablaufs der Schutzfrist gemäß dem vorlie-
genden Absatz in seiner Fassung vor der Änderung durch
die Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung
bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (*) am 22.
Dezember 2002 nicht mehr geschützt, so bewirkt dieser
Absatz nicht, dass jene Rechte erneut geschützt sind.

(*) ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 10.“

Artikel 12

Schlussbestimmungen

(1) Spätestens am 22. Dezember 2002 und danach alle
drei Jahre unterbreitet die Kommission dem Europäischen
Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie,
in dem sie unter anderem auf der Grundlage der von den
Mitgliedstaaten mitgeteilten Informationen insbesondere die
Anwendung der Artikel 5, 6 und 8 anhand der Entwicklung
des digitalen Marktes prüft. Im Falle des Artikels 6 prüft sie
insbesondere, ob dieser ein ausreichendes Schutzniveau
sicherstellt und ob sich der Einsatz wirksamer technischer
Maßnahmen nachteilig auf gesetzlich erlaubte Handlungen
auswirkt. Erforderlichenfalls legt sie — insbesondere um das
Funktionieren des Binnenmarkts im Sinne von Artikel 14 des
Vertrags sicherzustellen — entsprechende Änderungsvor-
schläge zu dieser Richtlinie vor.

(2) Der Schutz der dem Urheberrecht verwandten Schutz-
rechte im Sinne dieser Richtlinie lässt den Schutz des Urhe-
berrechts unberührt und beeinträchtigt ihn in keiner Weise.

(3) Es wird ein Kontaktausschuss eingesetzt. Dieser
Ausschuss setzt sich aus Vertretern der zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten zusammen. In ihm führt ein
Vertreter der Kommission den Vorsitz, und er tritt entweder
auf Initiative des Vorsitzenden oder auf Antrag der Delega-
tion eines Mitgliedstaats zusammen.

(4) Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Prüfung der Auswirkungen dieser Richtlinie auf den
Binnenmarkt und Benennung etwaiger Schwierigkeiten;

b) Durchführung von Konsultationen zu allen mit der
Anwendung dieser Richtlinie zusammenhängenden Fragen;

c) Erleichterung des Informationsaustauschs über einschlägige
Entwicklungen in der Gesetzgebung und Rechtsprechung
sowie über die einschlägigen wirtschaftlichen, sozialen,
kulturellen und technischen Entwicklungen;

d) Wahrnehmung der Funktion eines Forums zur Bewertung
des digitalen Markts für Werke und andere Gegenstände,
einschließlich Privatkopien und der Verwendung techni-
scher Maßnahmen.

Artikel 13

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem
22. Dezember 2002 nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion hiervon unverzüglich in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug.
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezug-
nahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort-
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 14

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 15

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 22. Mai 2001.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Die Präsidentin

N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. WINBERG
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 4. April 2001

über den Abschluss des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Chile, mit dem dem Kooperationsrahmenabkommen zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Chile anderer-

seits ein Protokoll über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich hinzugefügt wird

(2001/473/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Satz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Damit die Vertragsparteien einander Amtshilfe im Zoll-
bereich leisten können, wie in Artikel 7 Absatz 3 des
Kooperationsrahmenabkommens zur Vorbereitung einer
politischen und wirtschaftlichen Assoziation zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Republik Chile andererseits
vorgesehen (1), sollte jenem Abkommen ein Protokoll
hinzugefügt werden.

(2) Zu diesem Zweck wurden Verhandlungen mit Chile
geführt, deren Ergebnis ein Abkommen in Form eines
Briefwechsels ist, das im Interesse der Gemeinschaft
genehmigt werden sollte —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und der Republik Chile, mit dem
dem Kooperationsrahmenabkommen ein Protokoll über die

gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich hinzugefügt wird, wird
im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens in Form eines Briefwechsels ist
diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu
bestellen, die befugt sind, das Abkommen rechtsverbindlich für
die Gemeinschaft zu unterzeichnen (2).

Artikel 3

Der Präsident des Rates nimmt die in dem Abkommen in Form
eines Briefwechsels vorgesehene Notifizierung im Namen der
Gemeinschaft vor.

Geschehen zu Luxemburg am 4. April 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. ROSENGREN

(2) Der Tag des Inkrafttretens des Protokolls wird im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften auf Veranlassung des Generalsekretariats
des Rates veröffentlicht.(1) ABl. L 42 vom 16.2.1999, S. 46.
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ABKOMMEN
in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Chile, mit
dem dem Kooperationsrahmenabkommen ein Protokoll über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbe-

reich hinzugefügt wird

A. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft

Brüssel, den 13. Juni 2001

Herr …,

ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen zwischen den Vertretern der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Chile im Hinblick auf den Abschluss eines Protokolls über die gegenseitige
Amtshilfe im Zollbereich in dem institutionellen Rahmen, den das am 21. Juni 1996 in Florenz unterzeich-
nete und am 1. Februar 1999 in Kraft getretene Rahmenabkommen vorsieht.

Dieses Protokoll, dessen Wortlaut diesem Schreiben beigefügt ist, wird Bestandteil des genannten Rahmen-
abkommens sein und am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag, an dem der Abschluss der hierfür
erforderlichen Verfahren notifiziert wird, in Kraft treten.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Zustimmung Ihrer Regierung hierzu bestätigen könnten.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen der Europäischen Gemeinschaft
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B. Schreiben der Republik Chile

Brüssel, den 13. Juni 2001

Herr …,

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen zwischen den Vertretern der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Chile im Hinblick auf den Abschluss eines Protokolls über die
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich in dem institutionellen Rahmen, den das am 21. Juni 1996 in
Florenz unterzeichnete und am 1. Februar 1999 in Kraft getretene Rahmenabkommen vorsieht.

Dieses Protokoll, dessen Wortlaut diesem Schreiben beigefügt ist, wird Bestandteil des genannten
Rahmenabkommens sein und am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag, an dem der Abschluss
der hierfür erforderlichen Verfahren notifiziert wird, in Kraft treten.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Zustimmung Ihrer Regierung hierzu bestätigen könnten.“

Ich darf Ihnen die Zustimmung meiner Regierung zum Inhalt Ihres Schreibens bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachung.

Für die Regierung der Republik Chile
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PROTOKOLL
über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck

„Zollrecht“ alle von der Gemeinschaft oder von Chile erlassenen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einfuhr, Ausfuhr
und Durchfuhr von Waren und deren Überführung in ein
Zollverfahren, einschließlich der Verbote, Beschränkungen und
Kontrollen;

„ersuchende Behörde“ die von einer Vertragspartei zu diesem
Zweck bezeichnete zuständige Verwaltungsbehörde, die auf der
Grundlage dieses Protokolls ein Amtshilfeersuchen stellt;

„ersuchte Behörde“ die von einer Vertragspartei zu diesem
Zweck bezeichnete zuständige Verwaltungsbehörde, an die auf
der Grundlage dieses Protokolls ein Amtshilfeersuchen gerichtet
wird;

„personenbezogene Daten“ alle Informationen, die eine
bestimmte oder bestimmbare natürliche Person betreffen;

„Zuwiderhandlung gegen das Zollrecht“ jede Verletzung oder
versuchte Verletzung des Zollrechts;

„Informationen“, alle Angaben, Dokumente, beglaubigte
Berichte oder sich darauf beziehende beglaubigte Kopien oder
andere Mitteilungen unabhängig vom Informationsträger.

Artikel 2

Geltungsbereich

(1) Die Vertragsparteien leisten einander in den unter ihre
Zuständigkeit fallenden Bereichen Amtshilfe in der Form und
unter den Voraussetzungen, die in diesem Protokoll festgelegt
sind, um die ordnungsgemäße Anwendung des Zollrechts zu
gewährleisten, insbesondere durch Verhütung, Ermittlung und
Bekämpfung von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht.

(2) Die Amtshilfe im Zollbereich im Sinne dieses Protokolls
betrifft alle Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien, die für
die Anwendung dieses Protokolls zuständig sind. Sie berührt
nicht die Vorschriften über die gegenseitige Amtshilfe in Straf-
sachen. Sie betrifft auch nicht Erkenntnisse, die bei der
Ausübung von Befugnissen auf Ersuchen einer Justizbehörde
gewonnen werden, es sei denn, dass diese Behörde der Weiter-
gabe der betreffenden Erkenntnisse zustimmt.

(3) Unbeschadet des Artikels 10 leisten sich die Vertragspar-
teien im Rahmen dieses Protokolls Amtshilfe nach ihren
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

(4) Die Amtshilfe zur Beitreibung von Abgaben oder Geld-
strafen fällt nicht unter dieses Protokoll.

Artikel 3

Amtshilfe auf Antrag

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde erteilt die
ersuchte Behörde dieser alle sachdienlichen Auskünfte, die es
ihr ermöglichen, die ordnungsgemäße Anwendung des Zoll-
rechts zu gewährleisten, einschließlich etwaiger Auskünfte über
festgestellte oder beabsichtigte Handlungen, bei denen es sich
um Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht handelt oder
handeln könnte.

(2) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde teilt die ersuchte
Behörde dieser mit,

a) ob die aus dem Gebiet einer Vertragspartei ausgeführten
Waren ordnungsgemäß in das Gebiet der anderen Vertrags-
partei eingeführt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe
des für die Waren geltenden Zollverfahrens;

b) ob die in das Gebiet einer Vertragspartei eingeführten
Waren ordnungsgemäß aus dem Gebiet der anderen
Vertragspartei ausgeführt worden sind, gegebenenfalls unter
Angabe des für die Waren geltenden Zollverfahrens.

(3) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde trifft die ersuchte
Behörde im Rahmen ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften
die erforderlichen Maßnahmen zur Gewährleistung der Über-
wachung von

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen hinlängli-
cher Grund zu der Annahme besteht, dass sie Zuwiderhand-
lungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben;

b) Orte, an denen Warenlager so errichtet worden sind oder
errichtet werden könnten, dass hinlänglicher Grund zu der
Annahme besteht, dass diese Waren bei Zuwiderhandlungen
gegen das Zollrecht verwendet werden sollen;

c) Waren, die so befördert worden sind oder befördert werden
könnten, dass hinlänglicher Grund zu der Annahme besteht,
dass sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht
verwendet werden sollen;

d) Beförderungsmitteln, die so verwendet worden sind oder
verwendet werden können, dass hinlänglicher Grund zu der
Annahme besteht, dass sie bei Zuwiderhandlungen gegen
das Zollrecht benutzt werden sollen.

Artikel 4

Amtshilfe ohne Ersuchen

Die Vertragsparteien leisten einander nach Maßgabe ihrer
Rechts- und Verwaltungsvorschriften von sich aus Amtshilfe,
sofern dies ihres Erachtens zur ordnungsgemäßen Anwendung
des Zollrechts notwendig ist, indem sie insbesondere Erkennt-
nisse weitergeben über

— Handlungen, die Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht
sind oder ihnen als solche erscheinen und die für die andere
Vertragspartei von Interesse sein können;
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— neue Mittel oder Methoden zur Begehung von Zuwider-
handlungen gegen das Zollrecht;

— Waren, die bekanntermaßen Gegenstand von Zuwiderhand-
lungen gegen das Zollrecht sind;

— natürliche oder juristische Personen, bei denen hinlängli-
cher Grund zu der Annahme besteht, dass sie an Zuwider-
handlungen gegen das Zollrecht beteiligt sind oder waren;

— Beförderungsmittel, bei denen hinlänglicher Grund zu der
Annahme besteht, dass sie bei Zuwiderhandlungen gegen
das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder
benutzt werden können.

Artikel 5

Zustellung, Bekanntgabe

Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde trifft die ersuchte
Behörde nach Maßgabe der für sie geltenden Rechts- und
Verwaltungsvorschriften alle erforderlichen Maßnahmen im
Hinblick auf

— die Zustellung aller Schriftstücke oder

— die Bekanntgabe aller Entscheidungen

der ersuchenden Behörde, die in den Geltungsbereich dieses
Protokolls fallen, an einen Adressaten mit Sitz oder Wohnsitz
im Hoheitsgebiet der ersuchten Behörde.

Die Ersuchen um Zustellung von Schriftstücken oder um
Bekanntgabe von Entscheidungen müssen schriftlich in einer
Amtssprache der ersuchten Behörde oder in einer von dieser
zugelassenen Sprache gestellt werden.

Artikel 6

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen

(1) Amtshilfeersuchen nach diesem Protokoll werden schrift-
lich gestellt. Den Ersuchen sind alle Unterlagen beizufügen, die
zu ihrer Erledigung erforderlich sind. In dringenden Fällen
können mündliche Ersuchen zugelassen werden, die jedoch
innerhalb von sieben Tagen schriftlich bestätigt werden
müssen. Unterbleibt diese Bestätigung, so gelten sie als nichtig.

(2) Amtshilfeersuchen nach Absatz 1 müssen folgende
Angaben enthalten:

a) ersuchende Behörde;

b) Maßnahme, um die ersucht wird;

c) Gegenstand und Grund des Ersuchens;

d) betroffene Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie
sonstige rechtserhebliche Angaben;

e) möglichst genaue und umfassende Angaben über die natür-
lichen oder juristischen Personen, gegen die sich die Ermitt-
lungen richten;

f) Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits durch-
geführten Ermittlungen.

(3) Amtshilfeersuchen werden in einer Amtssprache der
ersuchten Behörde oder in einer von dieser zugelassenen
Sprache gestellt. Dies gilt nicht für die dem Ersuchen nach
Absatz 1 beigefügten Unterlagen.

(4) Entspricht ein Amtshilfeersuchen nicht den genannten
Formvorschriften, so kann seine Berichtigung oder Ergänzung

beantragt werden; in der Zwischenzeit können Sicherungsmaß-
nahmen angeordnet werden.

Artikel 7

Erledigung von Amtshilfeersuchen

(1) Bei der Erledigung von Amtshilfeersuchen verfährt die
ersuchte Behörde im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Mittel
so, als ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen
anderer Behörden der eigenen Vertragspartei handelte; zu
diesem Zweck hat sie die ihr bereits vorliegenden Angaben zu
übermitteln und zweckdienliche Nachforschungen anzustellen
beziehungsweise zu veranlassen. Dies gilt auch für jede andere
Behörde, die von der ersuchten Behörde nach diesem Protokoll
mit dem Ersuchen befasst wird, wenn diese nicht allein tätig
werden kann.

(2) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt nach
Maßgabe der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
ersuchten Vertragspartei.

(3) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen
Vertragspartei können im Einvernehmen mit der anderen
Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Vorausset-
zungen in den Diensträumen der ersuchten Behörde oder jeder
anderen betreffenden Behörde gemäß Absatz 1 zugegen sein
und dort Auskünfte über Handlungen einholen, die Zuwider-
handlungen gegen das Zollrecht sind oder sein könnten und
die die ersuchende Behörde zu den in diesem Protokoll nieder-
gelegten Zwecken benötigt.

(4) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen
Vertragspartei können im Einvernehmen mit der anderen
Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Vorausset-
zungen bei in deren Gebiet durchgeführten Ermittlungen
zugegen sein.

(5) Das Amtshilfeersuchen wird innerhalb von 2 Monaten
nach Erhalt beantwortet. Kann die zuständige Behörde dem
Amtshilfeersuchen innerhalb dieses Zeitraums nicht nach-
kommen, so informiert sie die ersuchende Behörde unter
Hinweis auf den voraussichtlichen Zeitpunkt, zu dem sie dem
Amtshilfeersuchen nachkommen kann.

Artikel 8

Form der Auskunftserteilung

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde das
Ergebnis der Ermittlungen schriftlich unter Beifügung der
zweckdienlichen Schriftstücke, beglaubigten Kopien oder
Sonstiges mit.

(2) Diese Auskünfte können auf elektronischem Wege erteilt
werden.

(3) Originalunterlagen werden nur auf Ersuchen übermittelt,
wenn beglaubigte Kopien nicht ausreichen würden. Diese
Originalunterlagen werden so bald wie möglich zurückgegeben.

Artikel 9

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

(1) Die Amtshilfe kann in solchen Fällen abgelehnt oder von
der Erfüllung bestimmter Bedingungen oder Auflagen abhängig
gemacht werden, in denen eine Vertragspartei der Meinung ist,
dass die Amtshilfe nach diesem Protokoll
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a) die Souveränität Chiles oder eines Mitgliedstaats, der um
Amtshilfe nach diesem Protokoll ersucht wurde, beeinträch-
tigen könnte oder

b) die öffentliche Ordnung, Sicherheit oder andere wesentliche
Interessen beeinträchtigen könnte, insbesondere in den
Fällen des Artikels 10 Absatz 2, oder

c) ein Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis verletzen
würde.

(2) Die Amtshilfe kann von der ersuchten Behörde mit der
Begründung aufgeschoben werden, dass diese Amtshilfe in eine
laufende Ermittlung, strafrechtliche Verfolgung oder ein
laufendes Verfahren eingreifen würde. In diesem Fall konsultiert
die ersuchte Behörde die ersuchende Behörde, um festzustellen,
ob die Amtshilfe vorbehaltlich der Modalitäten oder Bedin-
gungen geleistet werden kann, die die ersuchte Behörde
verlangen kann.

(3) Ersucht die ersuchende Behörde um eine Amtshilfe, die
sie selbst im Fall eines an sie gerichteten Ersuchens nicht leisten
könnte, so weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin.
Die Erledigung eines derartigen Ersuchens steht dann im
Ermessen der ersuchten Behörde.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der ersuchenden
Behörde die Entscheidung der ersuchten Behörde unter Angabe
der Gründe unverzüglich mitzuteilen.

Artikel 10

Informationsaustausch und Datenschutz

(1) Die Auskünfte nach diesem Protokoll sind je nach den
Vorschriften der einzelnen Vertragsparteien vertraulich oder
nur für den Dienstgebrauch bestimmt, gleichgültig, in welcher
Form sie erteilt werden. Sie unterliegen dem Dienstgeheimnis
und genießen den Schutz sowohl der einschlägigen Rechtsvor-
schriften der Vertragspartei, die sie erhalten hat, als auch der
entsprechenden für die Gemeinschaftsstellen geltenden
Vorschriften.

(2) Personenbezogene Daten dürfen nur ausgetauscht
werden, wenn die Vertragspartei, die sie erhalten soll, sich
verpflichtet, einen Datenschutz zu gewährleisten, der dem
Datenschutz mindestens gleichwertig ist, der in dem betref-
fenden Einzelfall von der Vertragspartei, die die Auskünfte
gegebenenfalls übermittelt, anzuwenden ist. Dazu übermitteln
die Vertragsparteien einander Informationen über ihre anwend-
baren Vorschriften, gegebenenfalls einschließlich der in den
Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften.

(3) Die Verwendung der nach diesem Protokoll erhaltenen
Auskünfte bei Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die wegen
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht eingeleitet werden, gilt
als Verwendung für die Zwecke dieses Protokolls. Die Vertrags-
parteien können daher die nach Maßgabe dieses Protokolls
erhaltenen Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als
Beweismittel in ihren Protokollen, Berichten und für Zeugen-
vernehmungen sowie bei gerichtlichen Verfahren und Ermitt-
lungen verwenden. Die zuständige Behörde, die diese
Auskünfte erteilt oder die Schriftstücke zugänglich gemacht
hat, wird von einer solchen Verwendung in Kenntnis gesetzt.

(4) Die erhaltenen Auskünfte werden nur für die Zwecke
dieses Protokolls verwendet. Will eine Vertragspartei diese
Auskünfte zu anderen Zwecken verwenden, so muss sie zuvor

die schriftliche Zustimmung der Behörde einholen, die die
Auskunft erteilt hat. Für diese Verwendung gelten dann die von
dieser Behörde festgelegten Beschränkungen.

Artikel 11

Sachverständige und Zeugen

Beamten einer ersuchten Behörde kann gestattet werden, im
Rahmen der erteilten Genehmigung in Gerichts- oder Verwal-
tungsverfahren, die unter dieses Protokoll fallende Angelegen-
heiten betreffen, als Sachverständige oder Zeugen aufzutreten
und dabei Gegenstände und Schriftstücke oder beglaubigte
Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das Verfahren erfor-
derlich ist. In der Ladung ist genau anzugeben, vor welcher
Justiz- oder Verwaltungsbehörde diese Beamten aussagen sollen
und in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder
mit welcher Berechtigung die Beamten befragt werden sollen.

Artikel 12

Kosten der Amtshilfe

Die Vertragsparteien verzichten auf gegenseitige Ansprüche auf
Erstattung der bei der Durchführung dieses Protokolls anfal-
lenden Kosten; hiervon ausgenommen sind gegebenenfalls
Aufwendungen für Sachverständige und Zeugen sowie Aufwen-
dungen für Dolmetscher und Übersetzer, die nicht dem öffent-
lichen Dienst angehören.

Artikel 13

Durchführung

(1) Die Durchführung dieses Protokolls wird den Zollbe-
hörden Chiles einerseits und den zuständigen Dienststellen der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften und gegebenen-
falls den Zollbehörden der Mitgliedstaaten andererseits über-
tragen. Sie beschließen alle zu seiner Anwendung notwendigen
praktischen Maßnahmen und Vereinbarungen insbesondere
unter Berücksichtigung der geltenden Datenschutzbestimm-
ungen. Sie können den zuständigen Stellen Änderungen
vorschlagen, die ihres Erachtens an diesem Protokoll vorge-
nommen werden sollten.

(2) Die Vertragsparteien konsultieren einander zu den
Durchführungsbestimmungen, die sie gemäß diesem Protokoll
erlassen, und halten einander hierüber auf dem Laufenden.
Insbesondere tauschen sie jährlich eine Aufstellung der
Behörden aus, die für ein Tätigwerden nach diesem Protokoll
zuständig sind.

Artikel 14

Andere Übereinkünfte

(1) Unter Berücksichtigung der jeweiligen Zuständigkeiten
der Europäischen Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten

— berührt dieses Protokoll nicht die Verpflichtungen der
Vertragsparteien aus anderen internationalen Überein-
künften;

— ist dieses Protokoll als Ergänzung zu den Abkommen über
gegenseitigen Amtshilfe anzusehen, die zwischen einzelnen
Mitgliedstaaten und Chile geschlossen worden sind oder
geschlossen werden;
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— berührt dieses Protokoll nicht die Gemeinschaftsvor-
schriften über den Austausch von in den Bereichen dieses
Protokolls erhaltenen Auskünften, die für die Gemeinschaft
von Interesse sein könnten, zwischen den zuständigen
Dienststellen der Kommission und den Zollbehörden der
Mitgliedstaaten.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 gehen die Bestimmungen
dieses Protokolls den Bestimmungen jedes bilateralen Abkom-
mens über gegenseitige Amtshilfe vor, das zwischen einzelnen
Mitgliedstaaten und Chile geschlossen worden ist oder

geschlossen wird, soweit Letzteres mit diesem Protokoll unver-
einbar ist.

(3) Zu Fragen, die die Anwendung dieses Protokolls
betreffen, halten die Vertragsparteien Beratungen ab, um die
Angelegenheiten im Rahmen des mit Artikel 35 des Kooperati-
onsrahmenabkommens eingesetzten Gemischten Ausschusses
zu entscheiden.

(4) Es wird eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die den
Gemischten Ausschuss bei der Verwaltung dieses Protokolls
unterstützt.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 8. Mai 2001

über den Rechnungsabschluss der Mitgliedstaaten für die von der Abteilung Garantie des Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) im Haushaltsjahr 2000

finanzierten Ausgaben

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1192)

(2001/474/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom
21. April 1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar-
politik (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1287/95 (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die Finanzierung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (3), insbesondere auf Artikel 7, Absatz 3,

nach Anhörung des Fondsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 729/70 und Artikel 7 Absatz 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1258/1999 führt die Kommission den
Rechnungsabschluss der in Artikel 4 Absatz 1 dieser
Verordnungen genannten Zahlstellen durch und stützt
sich dabei auf Jahresrechnungen, welche die Mitglied-
staaten mit den für ihren Abschluss notwendigen
Auskünften, den Bescheinigungen über Vollständigkeit,
Genauigkeit und Richtigkeit der übermittelten Rech-
nungen und den Berichten der zuständigen Prüfstellen
vorlegen.

(2) Zur Anwendung von Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 296/96 der Kommission vom 16. Februar 1996
über die von den Mitgliedstaaten zu übermittelnden
Angaben, zur monatlichen Übernahme der vom Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EAGFL), Abteilung Garantie, finanzierten
Ausgaben und mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates (4), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2785/2000 (5)
werden im Rahmen des Haushaltsjahres 2000 die

Ausgaben berücksichtigt, welche die Mitgliedstaaten
zwischen dem 16. Oktober 1999 und dem 15. Oktober
2000 getätigt haben.

(3) Die den Mitgliedstaaten eingeräumten Fristen für die
Einreichung der Unterlagen gemäß Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 sowie
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 1258/1999 und gemäß Artikel 4 Absätze 1, 3 und 4
der Verordnung (EG) Nr. 1663/95 der Kommission vom
7. Juli 1995 mit Durchführungsbestimmungen zu der
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates bezüglich des
Rechnungsabschlussverfahrens des EAGFL, Abteilung
Garantie (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2245/1999 (7), sind abgelaufen.

(4) Die Kommission hat die Prüfung der übermittelten
Unterlagen abgeschlossen und den Mitgliedstaaten vor
dem 31. März 2001 die Ergebnisse der Überprüfung
dieser Unterlagen unter Angabe notwendiger Ände-
rungen mitgeteilt.

(5) Gemäß Artikel 7 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1663/95 wird der Betrag der
Ausgaben, welche die Mitgliedstaaten während des
betreffenden Haushaltsjahres getätigt haben und die von
der Abteilung Garantie des EAGFL anzuerkennen sind,
unbeschadet späterer Entscheidungen gemäß Artikel 5
Absatz 2 Buchstabe c) durch die Rechnungsabschluss-
entscheidung gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 bestimmt. Dies geschieht
auf der Grundlage der in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe
b) derselben Verordnung genannten Rechnungen und
der Kürzungen und Aussetzungen der Vorschüsse für
das betreffende Haushaltsjahr, einschließlich der
Kürzungen gemäß Artikel 4 Absatz 3 zweiter Unterab-
satz der Verordnung (EG) Nr. 296/96. Nach Artikel 102(1) ABl. L 94 vom 28.4.1970, S. 13.

(2) ABl. L 125 vom 8.6.1995, S. 1.
(3) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
(4) ABl. L 39 vom 17.2.1996, S. 5. (6) ABl. L 158 vom 8.7.1995, S. 6.
(5) ABl. L 323 vom 20.12.2000, S. 3. (7) ABl. L 273 vom 23.10.1999, S. 5.
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der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 (1)
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, EGKS,
Euratom) Nr. 2673/1999 (2), wird das Ergebnis der
genannten Entscheidung in einem einzigen Artikel als
positive oder negative Ausgabe übernommen, so wie es
sich als eventueller Unterschied zwischen den Ausgaben,
die für das betreffende Haushaltsjahr in Anwendung der
Artikel 100 und 101 übernommen worden sind, und
der Summe der von der Kommission durch die vorlie-
gende Entscheidung berücksichtigten Ausgaben ergibt.

(6) Bei mehreren Zahlstellen kann die Kommission anhand
der Jahresabrechnungen und beigefügten Unterlagen die
Vollständigkeit, Genauigkeit und Richtigkeit der Rech-
nungsabschlüsse feststellen. Bei bestimmten Abrech-
nungen hat sich jedoch gezeigt, dass diese die genannten
Bedingungen nicht vollständig erfüllen. Die betreffenden
Ausgaben können deshalb nicht als von der Abteilung
Garantie des EAGFL zu übernehmende Ausgaben aner-
kannt werden. Anhang I enthält die anerkannten
Ausgaben pro Mitgliedstaat. Weitere Angaben zu diesen
Beträgen sind enthalten im zusammenfassenden Bericht
der zusammen mit dieser Entscheidung dem Komitee
des Fonds übermittelt wurde.

(7) Weiterhin hat sich gezeigt, dass anhand der einge-
reichten Unterlagen bei bestimmten anderen Zahlstellen
zusätzliche Nachfragen erforderlich sind und deshalb für
diese Auszahlungen noch keine Entscheidung getroffen
werden konnte. Die betreffenden Zahlstellen sind in der
Anlage II aufgelistet.

(8) Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 296/96
sieht im Zusammenhang mit Artikel 14 der Verordnung
(EG) Nr. 2040/2000 des Rates vom 26. September 2000
über die Haushaltsdisziplin (3) vor, dass die Vorschüsse
auf die Ausgaben gekürzt werden, wenn die Mitglied-
staaten Ausgaben außerhalb der vorgeschriebenen
Termine oder Fristen tätigen. Eine Überschreitung der
Termine oder Fristen im September und Oktober wird
jedoch nach Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
296/96 im Rahmen des Rechnungsabschlusses berück-
sichtigt, es sei denn, diese kann noch vor der letzten
Vorschussentscheidung des Haushaltsjahres festgestellt
werden. Die von den Mitgliedstaaten für den oben
genannten Zeitraum gemeldeten Ausgaben und für
Maßnahmen, für welche die Kommission keine abschwä-
chenden Umstände annehmen kann, wurden teilweise
außerhalb der vorgeschriebenen Termine oder Fristen
getätigt. Es ist deshalb angebracht, dass die vorliegende
Entscheidung diesbezügliche Kürzungen bestimmt. Diese
Kürzungen werden später Gegenstand einer Entschei-
dung gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c) der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70 und Artikel 7 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 sein, die endgültig die
von der Finanzierung durch die Gemeinschaft auszu-
schließenden Ausgaben festlegt hinsichtlich jener Redu-
zierungen und anderer Ausgaben zu denen festgestellt
wird, dass sie teilweise außerhalb der vorgeschriebenen
Termine oder Fristen getätigt wurden.

(9) In Anwendung von Artikel 13 der Entscheidung 94/
729/EG des Rates vom 31. Oktober 1994 über die
Haushaltsdisziplin (4) und Artikel 4 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 296/96 hat die Kommission monatliche
Vorschüsse auf die im Haushaltsjahr 2000 zu überneh-
menden Ausgaben gekürzt oder ausgesetzt. Sie nimmt in
der vorliegenden Entscheidung die in Artikel 4 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 296/96 vorgesehenen
Kürzungen vor. Da über die betreffenden Ausgaben
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c) der Verordnung
(EWG) Nr. 729/70 später zu entscheiden ist, und um
eine vorzeitige und lediglich vorläufige Erstattung der in
Rede stehenden Beträge zu vermeiden, sollten sie in der
vorliegenden Entscheidung — mit dem Vorbehalt einer
späteren Überprüfung im Rahmen einer nach Artikel 5
Absatz 2 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 729/
70 und Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 zu verabschiedenden Entscheidung — nicht
anerkannt werden.

(10) Artikel 7 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Verordnung
(EG) Nr. 1663/95 sieht vor, dass zur Bestimmung der
Beträge, die vom Mitgliedstaat gemäß der in Unterabsatz
1 genannten Rechnungsabschlussentscheidung wieder
einzuziehen oder ihm zu erstatten sind, die in dem
betreffenden Haushaltsjahr (2000) geleisteten Vorschüsse
von den Ausgaben abgezogen werden, die gemäß Unter-
absatz 1 für dasselbe Haushaltsjahr anerkannt sind. Die
wieder einzuziehenden oder zu erstattenden Beträge
werden von den Vorschüssen abgezogen, die auf die
Ausgaben des zweiten Monats nach dem Monat geleistet
werden, in dem die Rechnungsabschlussentscheidung
getroffen wird, bzw. werden sie diesen Vorschüssen
zugefügt. Anhang I enthält die für die Mitgliedstaaten
anerkannten Ausgaben.

(11) Diese Entscheidung stützt sich auf Buchführungsan-
gaben. Sie greift Entscheidungen nach Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe b) letzter Unterabsatz der Verordnung (EWG)
Nr. 729/70 sowie Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1258/1999 und Artikel 7 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1663/95 nicht vor, welche die Kommis-
sion später zu treffen hat, um die Ausgaben von einer
Finanzierung auszuschließen, die nicht gemäß den
Gemeinschaftsvorschriften getätigt worden sind —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit Ausnahme der auf die in Artikel 2 Bezug genommenen
Zahlstellen werden die Rechnungen der Zahlstellen der
Mitgliedstaaten über die von der Abteilung Garantie des EAGFL
im Haushaltsjahr 2000 finanzierten Ausgaben mit der vorlie-
genden Entscheidung abgeschlossen. Die Beträge, welche von
den Mitgliedstaaten rückzufordern bzw. gemäß der vorlie-
genden Entscheidung an diese zu erstatten sind, sind in Anhang
I ausgewiesen.

Artikel 2

Für das Finanzjahr 2000 werden die Rechnungen der in
Anhang II genannten Zahlstellen von dieser Entscheidung
ausgeschlossen und werden Gegenstand einer späteren
Entscheidung sein.

(1) ABl. L 356 vom 31.12.1977, S. 1.
(2) ABl. L 326 vom 18.12.1999, S. 1.
(3) ABl. L 244 vom 29.9.2000, S. 27. (4) ABl. L 293 vom 12.11.1994, S. 14.
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Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 8. Mai 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Ausgaben des Haushaltsjahres 2000 der Zahlstellen,
deren Rechnungen

abgeschlossen wurden nicht behandelt wurden
Summe a + b

Kürzungen und Aussetzungen
für das

Summe einschließlich
Kürzungen und

Den Mitgliedstaaten für das
Haushaltsjahr überwiesene

Vom Mitgliedstaat zu erhaltender
(–) oder an ihn zu zahlender (+)

MS = in der Jahresmeldung
gemeldete Ausgaben

= in den Monatsmeldungen
gemeldete Ausgaben

gesamte Haushaltsjahr Aussetzungen Vorschüsse Betrag

a b c = a + b d e = c + d f g = e – f

ANHANG I

Abschluss der Rechnungen der Zahlstellen

Haushaltsjahr 2000

Vom Mitgliedstaat zu erhaltender oder an den Mitgliedstaat zu zahlender Betrag in Landeswährung

AT (*) 1 018 678 799,26 0,00 1 018 678 799,26 0,00 1 018 678 799,26 1 018 678 799,57 – 0,31

BE 38 533 547 541,00 0,00 38 533 547 541,00 – 956 071,00 38 532 591 470,00 38 509 213 253,00 23 378 217,00

DE 11 087 837 848,33 0,00 11 087 837 848,33 – 175 918,00 11 087 661 930,33 11 090 397 880,31 – 2 735 949,98

DK 9 973 480 387,25 0,00 9 973 480 387,25 – 226 961 687,66 9 746 518 699,59 9 746 518 699,59 0,00

ES 100 232 972 425,00 811 730 343 369,00 911 963 315 794,00 – 1 349 447 322,00 910 613 868 472,00 911 114 796 786,00 – 500 928 314,00

FI 4 325 759 146,21 0,00 4 325 759 146,21 – 16 221,24 4 325 742 924,97 4 325 838 465,82 – 95 540,85

FR 59 029 243 485,38 0,00 59 029 243 485,38 – 5 413 288,88 59 023 830 196,50 59 045 641 935,13 – 21 811 738,63

GR 0,00 889 719 853 835,00 889 719 853 835,00 – 28 084 903 742,00 861 634 950 093,00 861 634 816 581,00 133 512,00

IE 1 324 188 999,60 0,00 1 324 188 999,60 – 171 166,29 1 324 017 833,31 1 324 137 087,23 – 119 253,92

IT (*) 5 451 554 283,64 0,00 5 451 554 283,64 – 390 095 793,36 5 061 458 490,28 5 031 866 320,07 29 592 170,21

LU 832 474 469,00 0,00 832 474 469,00 0,00 832 474 469,00 832 474 469,00 0,00

NL 3 099 027 835,42 0,00 3 099 027 835,42 – 55 910,47 3 098 971 924,95 3 097 107 035,74 1 864 889,21

PT 135 029 932 852,00 0,00 135 029 932 852,00 – 4 301 296 642,00 130 728 636 210,00 130 713 479 798,00 15 156 412,00

SE 6 796 940 721,36 0,00 6 796 940 721,36 0,00 6 796 940 721,36 6 796 940 721,36 0,00

UK 2 492 692 582,02 0,00 2 492 692 582,02 – 64 846,52 2 492 627 735,50 2 501 771 584,05 – 9 143 848,55

(*) Für Österreich und Italien sind alle Ziffern in Euro. Für andere Mitgliedstaaten sind alle Ziffern in Landeswährung.
(1) Bei der Berechnung des vom Mitgliedstaat zu erhaltenden oder an ihn zu zahlenden Betrags wird für die abgeschlossenen Rechnungen der Ausgabenbetrag der Jahresmeldung zugrunde gelegt (Spalte a). Bei den nicht behandelten Rechnungen
ist es der Betrag der Monatsmeldungen (Spalte b).

(2) Bei den Kürzungen und Aussetzungen handelt es sich um diejenigen, die im Vorschussverfahren vorgenommen wurden. Hinzu kommen insbesondere Korrekturen aufgrund der Nichteinhaltung von Zahlungsfristen im September und Oktober
2000.
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Mitgliedstaat Zahlstellen

ANHANG II

Abschluss der Rechnungen der Zahlstellen

Haushaltsjahr 2000

Liste der Zahlstellen, deren Rechnungen nicht behandelt werden und die Gegenstand einer späteren Entschei-
dung sein werden

Spanien Andalucía

Spanien Aragón

Spanien Asturias

Spanien Canarias

Spanien Cantabra

Spanien Castilla-La Mancha

Spanien Castilla y Leon

Spanien Cataluña

Spanien Extremadura

Spanien Galicia

Spanien La Rioja

Spanien Madrid

Spanien Murcia

Spanien Navarra

Spanien País Vasco

Spanien Valencia

Griechenland GEDIDAGEP
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 12. Juni 2001

über die von Italien gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vorgelegte Aufstellung
über das Weinbaupotential

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1581)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(2001/475/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/
2000 (2), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
muss eine Aufstellung über das Weinbaupotential vorge-
nommen werden. Diese Aufstellung muss vorgelegt
werden, bevor die Maßnahmen zur nachträglichen
Genehmigung rechtswidrig angelegter Rebflächen, zur
Ausweitung der Pflanzungsrechte und zur Unterstützung
für Umstrukturierung und Umstellung in Anspruch
genommen werden können.

(2) In Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der
Kommission vom 31. Mai 2000 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein
hinsichtlich des Produktionspotentials (3) ist die Aufglie-
derung der in der Aufstellung enthaltenen Informationen
aufgeführt.

(3) Italien hat der Kommission mit Schreiben vom 31. Juli,
28. September, 20. November, 18. Dezember 2000, 12.
und 29. Januar, 10., 13., 23. und 24. April sowie vom 2.
Mai 2001 die Informationen gemäß Artikel 16 der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 übermittelt. Aus der
Prüfung dieser Informationen ergibt sich, dass Italien die
Aufstellung für die in Artikel 1 genannten Regionen
vorgenommen hat.

(4) Diese Entscheidung bewirkt nicht die Anerkennung der
Genauigkeit der in der Aufstellung enthaltenen Angaben
oder der Vereinbarkeit der in der Aufstellung genannten
Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht. Sie

erfolgt unbeschadet jeder diesbezüglichen Entscheidung
der Kommission.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Wein —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Kommission stellt fest, dass Italien die Aufstellung gemäß
Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 für folgende
Regionen und autonome Provinzen vorgenommen hat:

1. Abruzzen

2. Basilicata

3. Kalabrien

4. Kampanien

5. Emilia-Romagna

6. Friaul-Julisch Venetien

7. Latium

8. Ligurien

9. Lombardei

10. Marken

11. Molise

12. Piemont

13. Apulien

14. Sardinien

15. Sizilien

16. Toskana

17. Trient

18. Umbrien

19. Venetien

20. Aostatal

21. Bozen.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 12. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
(2) ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2.
(3) ABl. L 143 vom 16.6.2000, S. 1.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1189/2001 der Kommission vom 15. Juni 2001 zur Festsetzung der im
Sektor Getreide geltenden Zölle

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 161 vom 16. Juni 2001)

Seite 36, im Anhang I, KN-Code 1001 90 99, Weichweizen minderer Qualität, letzte Kolonne:

anstatt: „14,17“

muss es heißen: „4,17“.
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Berichtigung der Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 26. April 2001 über ein transeuropäisches automa-
tisches Echtzeit-Brutto-Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET) (EZB/2001/3)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 140 vom 24.5.2001)

Im gesamten Rechtsakt und den Anhängen:

anstatt: „Target“

muss es heißen: „TARGET“

Artickel 3 Buchstabe d) Nummer 1:

anstatt: „Das gesamte TARGET-System ist samstags und sonntags, an Neujahr, am Karfreitag (nach dem am Sitz
der EZB gültigen Kalender), Ostermontag (nach dem am Sitz der EZB gültigen Kalender), 1. Mai sowie am
ersten und zweiten Weihnachtsfeiertag geschlossen.“

muss es heißen: „Das gesamte TARGET-System ist samstags und sonntags, an Neujahr, am Karfreitag (nach dem am Sitz
der EZB gültigen Kalender), Ostermontag (nach dem am Sitz der EZB gültigen Kalender), 1. Mai, am
ersten und zweiten Weihnachtsfeiertag sowie im Jahr 2001 auch am 31. Dezember geschlossen.“

Anhang I, zweite Spalte, siebte Zeile:

anstatt: „Banca d'Italia Regolamento Lordo (BI-REL)“

muss es heißen: „Sistema di regolamento lordo BI-REL“
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